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»Je mehr wir uns der Jahrhundertwende nähern, um so dringlicher wird 
eine radikale und unversöhnliche Kritik am Kapitalismus, an seinen 
Unternehmern und seinem Staat.« (S. 56) 
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Wir haben das Teil diesmal gnadenlos auf 56 Seiten getrimmt, weil das die 
Höchstmenge für die Zusammentragmaschine ist. Dadurch konnten einige Bei- 
träge (die nach Redaktionsschluß eingingen!) nicht mehr reingenommen werden. 
Es fällt auf, daß diesmal nur ein einziger '"Eigenbeitrag" in Eorm einer "Nach- 
- bemerkung" drin ist. Das hängt mit: der aktuellen internen Diskussion um eine 
Neuorientierung zusammen. 

Dies ist das vorletzte Zirkular in der jetzigen Form, Anfang Oktober werden wir 
auf einer Vollversammlung entscheiden, wie es mit dem Zirkular, der Wildcat 
und überhaupt weitergehen soll. 


Lavori in corso 


Der folgende Aufsatz von Riccardo Bellofiore setzt sich kritisch mit dem Buch 
»Verabredungen zum Jahrhundertende« auseinander. Er ist aus einem Gespräch 
bei der Associazione del Lavoratori e delle Lavoratrici Torinesi (Allt) in Turin 
am 24. November 1995 entstanden. Der Titel ist ein Wortspiel: Lavori in corso 
heißt das gleiche wie das englische: work in progress; zugleich steht es aber 
auch auf Straßenschildern für "Vorsicht Baustelle". 

In der italienischen Ausgabe enthält das kritisierte Buch ein Essay von Pietro 
Ingrao und Rossana Rossanda, einen Briefwechsel zwischen den beiden, sowie 
Texte von Marco Revelli, Isidoro Mortellaro und K.S. Karol. In der soeben er- 
schienenen deutschen Ausgabe wurden die letzten drei sowie einige Briefe 
weggelassen und stattdessen eine deutsche Diskussion des Textes von Ingrao / 
Rossanda mit insgesamt neun Beiträgen angefügt. 

Pietro Ingrao / Rossana Rossanda: Verabredungen zum Jahrhun- 


dertende. Eine Debatte _ über die Entwicklung _des Kapitalismus 


und die Aufgaben der Linken. Mit Beiträgen von Elmar Altvater, 

Joachim Bischoff, Frank Deppe, Klaus Dörre, Hartwig Heine, 

Hasko Hüning, Martin Kronauer, Oskar Negt, Hildegard Maria 

Nickel, Karl Heinz Roth, Wolfang Sachs, VSA, Hamburg, 1996; 

48 Mark. 
Damit will die deutsche Veröffentlichung »Anlaß und Bezugspunkt einer Dis- 
kussion« werden, »die zumindest eine erste Brücke zwischen der italienischen 
und der deutschen Linken schlägt. Und zwar eine Diskussion, deren Absicht 
nicht der schnelle Konsens, sondern die Eröffnung der Debatte selbst ist: sich 
der Komplexität der Probleme durch die Pluralität der Perspektiven anzunähern 
und dabei auch Dissenspunkte aufzudecken.« (Einleitung S. 15) 
Die Kritik von Bellofiore ist auch ohne Kenntnis des Buchs verständlich, ein- 
leitend faßt er die wesentlichen Thesen zusammen. Anschließend an die Über- 
setzung setzen wir uns mit dem Verständnis von Keynesianismus auseinander, 
wie,es Karl Heinz Roth in bewußter Abgrenzung vom traditionellen operaisti- 
schen Ansatz vertritt. Damit haben wir aber nur einen Faden aus der gesamten 
Diskussion betrachtet. Auf das Buch selber wird zurückzukommen sein. 

Anm. zum Satz: Bellofiore setzt sich hauptsächlich mit dem Beitrag von Revelli 

auseinander, der in der dt. Ausgabe fehlt; wo er sich aber auf Stellen bezicht, die 

auch im dt. Buch enthalten sind, beziehen sich die Seitenzahlen auf die dt. Aus- 

gabe und sind dann in {...}. 


einem Anfang der 80er Jahre erschienenen Buch sah ich einmal zufällig 

folgenden Cartoon: Nach dem Tod sitzen ein Mann und Karl (Marx) auf der 

klassischen Wolke. Der Mann sagt stolz: »Ich habe Ihr Buch gelesen.« Dar- 
auf Karl: »Wirklich? Und wie geht es aus?« 
Jetzt schreiben wir die 90er Jahre, und inzwischen glauben fast alle, sie hätten 
die Antwort auf die Frage, wie die Geschichte des Marxismus und des Kom- 
munismus ausgeht, jener Theorie und politischen Praxis, die sich die Befreiung 
der Arbeit auf die Fahnen geschrieben hatte. Das Buch von Ingrao und Rossan- 
do geht in die entgegengesetzte Richtung. Hartnäckig besteht es darauf, den 
Kapitalismus auch über die Untersuchung der widersprüchlichen Dynamiken der 
Produktionsweise zu analysieren und zu beurteilen. Daher stellt es noch einmal 
die Frage der Arbeit ins Zentrum. Meiner Meinung nach ist das ein Buch, das 
ernst genommen werden sollte. Und das heißt natürlich, sich nichts vorzuma- 
chen und über die Thesen zu diskutieren, die es enthält. Abgesehen vom engen 
Kreis von Ingraos und Rossandas GesprächspartnerInnen — d.h. denen, die 
Beiträge zum Buch beigesteuert oder sich an der nachfolgenden Debatte im 
Manifesto beteiligt haben und sozusagen zur Familie gehören (v.a. Lunghini, 
Mazzetti, Ravaioli) — ist das aber m.E. nicht geschehen. Die meisten anderen 
Kommentare verschließen sich und wollen nicht diskutieren. Mit vielen Vor- 
urteilen und wenigen Argumenten lehnen sie das Buch ab. Solche Leute wei- 
gern sich dogmatisch, zuzuhören, und haben insofern auch nichts zu sagen. 
Ich will auf den folgenden Seiten versuchen, einen Dissens auszudrücken, und 
schicke eine vorsichtige Warnung und einen Positionsbezug vorweg. Die vor- 
sichtige Warnung besteht in der Erkenntnis, daß es riskant und nicht einfach ist, 
das Buch von Ingrao und Rossanda zusammenzufassen und darauf einzugehen, 
eben weil es so reichhaltig und vielschichtig ist, was sich schon an seinem 
Aufbau zeigt. Die Thesen des vierhändig geschriebenen Einleitungsaufsatzes, 
die an sich schon komplex sind und nicht ohne Umschweife zur Sache kom- 
men, stellen sich dann im Briefwechsel zwischen den beiden, der den zweiten 
Teil des Buchs bildet, als Ergebnis eines Dialogs voller Meinungsverschieden- 
heiten und ungeklärter Punkte heraus. Diese Thesen stellen sich dann nochein- 
mal in eine fruchtbare Dialektik mit den Aufsätzen der anderen AutorInnen, die 
den dritten Teil des Bandes bilden. Meine Kritik an Appuntamenti di fine secolo 
muß sich also vorwerfen lassen, über all die Brüche und offenen Stellen dieses 
theoretischen Versuchs hinwegzugehen. Aber wenn man diskutieren will, muß 
man irgendwo anfangen: Ich werde also versuchen, eine Art tragenden Haupt- 
gedanken von Ingrao und Rossanda herauszuarbeiten, um zu sehen, ob und 
inwieweit er hält. 
Der Positionsbezug betrifft die Frage des Kommunismus. Die beiden Autoren 
erklären am Ende des Einleitungsaufsatzes, daß dieses Wort immer noch zu 


ihrem Wortschatz gehört. Es war ganz sicher diese mutige und anscheinend 
absolut unmodische Erklärung, die ihnen die empörten Reaktionen der Kritiker 
der Mainstream-Presse zugezogen hat. Meine nachfolgenden Überlegungen - 
die, wie sich zeigen wird, alles andere als entgegenkommend sind — gehen 
dagegen sozusagen von der gleichen »Frage« des Kommunismus aus: Rossana 
schreibt: »Wir haben einen Einsatz dafür gewagt, wie alle zu befreien sind und 
um nicht mehr zuzulassen, daß jemand der Sklave eines anderen oder von so 
elementaren Bedürfnisse sein müsse, daß er sich nicht einmal mehr fragen kann, 
was der Sinn seines Aufenthalts auf dieser Erde ist. Wie muß die Macht regu- 
liert, wie die Freiheit garantiert werden, ohne die Freiheit des anderen zu ver- 
nichten; wie ist zu verhindern, daß der andere zum Sklaven oder zur Ware oder 
zur reinen Funktion seiner selbst wird?« {S. 148} Mit der gleichen Offenheit 
muß ich allerdings erklären, daß mein Urteil über den Kommunismus als »Ant- 
wort«, wie er sich im Laufe des 20. Jahrhunderts zum Staat konstituiert hat, 
noch weniger positiv ausfällt - und sei es nur aus Generationsgründen - als das 
nicht gerade freundliche von Ingrao und Rossanda. 


l. Appuntamenti di fine secolo 


Kommen wir also zum Inhalt der in »Appuntamenti di fine secolo« enthaltenen 
Argumentation, die ich mit den - teilweise abweichenden — Thesen von Marco 
Revellis Aufsatz (»Wirtschaft und Gesellschaftsmodell im Übergang vom For- 
dismus zum Toyotismus«) zusammenstellen werde. Ich glaube, man kann diese 
Argumentation in vier Abschnitten zusammenfassen: 

I) Im Laufe der siebziger Jahre gerät das tayloristisch/fordistisch/keynesianisti- 
sche Modell in die Krise. Dieses Modell beruhte auf der wissenschaftlichen 
Organisation der Arbeit, auf der rigiden Technologie des Fließbandes und einem 
interventionistischen Staat, der gesellschaftlich »vermittelte«, indem er den 
Unternehmen zusätzliche Nachfrage lieferte und den ArbeiterInnen höhere 
Beschäftigung und einen Wohlfahrtsstaat garantierte. Ingrao und Rossanda 
sagen nicht viel über die Ursache dieser Krise. Für Revelli lag die Krise daran, 
daß das Wachstum nach der Sättigung der »fordistischen« Märkte mit dauerhaf- 
ten Massenkonsumgütern zurückging und instabil wurde, daß die Märkte nicht 
mehr »unbegrenzt« waren, und, so scheint er es zu verstehen, ökologische Fra- 
gestellungen in den Vordergrund traten. Die Krise kommt von außen und ist 
gewissermaßen »natürlich«. 

2) Die darauffolgende Phase wird vor allem durch die Kategorie der Globalisie- 
rung des Kapitals definiert. Die Suche nach Flexibilität und somit nach niedri- 
geren Kosten durch eine Senkung der Mindestgröße von Unternehmen, entfes- 
selt einen weltweiten Konkurrenzkampf, ein in jeder Hinsicht aggressives Ver- 


halten der Einzelkapitale, die überall nach Märkten jagen und die verschiedenen 
Phasen der Produktionsprozesse über den ganzen Globus neuverteilen. Folglich 
führt die Globalisierung zu einer Krise des Nationalstaats, die Revelli für end- 
gültig hält und die auch Ingrao/Rossanda jedenfalls sehr ernst nehmen. Für den 
Profit des Großunternehmens spielt, begünstigt von der Liberalisierung der 
Kapitalbewegungen, die Komponente »Finanzen« eine immer größere Rolle. Bei 
der Verteilung des Ertrags wird die Rendite legitimiert. Es lassen sich eine 
»Ordnungsallmacht« der Organe der Weltregierung (G7, Weltbank, Internatio- 
naler Währungsfonds, Maastrichter Vertrag) und eine »erneuerte Herrschaft« 
des Nordens über den Süden der Welt (Golfkrieg) feststellen. 1 
3) In bezug auf die Arbeit übersetzen sich die Krise des Fordismus und die 
Globalisierung einerseits in Prekarisierung und Ausschluß, andererseits in »tech- 
nologische Massenarbeitslosigkeit«. Die Arbeit wird immer weniger garantiert, 
stabil und bezahlt, und die vom Arbeitsmarkt Ausgeschlossenen finden nur 
schwer wieder einen Arbeitsplatz. Die Zahl der Arbeitskräfte in der Industrie 
des entwickelten Westens geht zurück, ohne daß sie anderswo eine Beschäf- 
tigung finden können. Diese Befreiung von der Arbeit bedeutet, daß die leben- 
dige Arbeit im kapitalistischen Universum tatsächlich quantitativ weniger wird. 
In der neuen Phase des Postfordismus ist das Kapital weniger auf Lohnarbeiter 
angewiesen: Ingrao und Rossanda behaupten, daß die Zeit, wo »das Wachstum 
der Güterproduktion und das Wachstum der Beschäftigung zusammenhingen, 
tendenziell zuende geht« (S. 71; dt. wo?); laut Revelli wird »die Beschäftigung 
systematisch vernichtet« (S. 198). £ 
4) Neben dem bisher Gesagten zeichnet sich die gegenwärtige Phase des Kapı- 
tals im postfordistischen Zeitalter auch dadurch aus, daß den Arbeitern eine 
stärkere Beteiligung abverlangt wird. Dieser vierte Punkt kommt wie der erste 
klarer im Beitrag von Revelli heraus als in dem von Ingrao/Rossanda. Daraus 
folgert Revelli auf der Grundlage einer im übrigen auf den Automobilsektor 
beschränkten Analyse anscheinend eine fast vollkommene Entfremdung der 
ArbeiterInnen (von denen immer weniger in diesem Sektor beschäftigt sind) 
und eine Austreibung des Konflikts aus den Fabriken, die inzwischen durch die 
Eroberung der »Seele« der ArbeiterInnen befriedet sind. Dies läßt sich wenig- 
stens den Seiten 185-194 entnehmen, wobei die Seiten 195-196 dem krass = 
und meiner Ansicht nach zu Recht - widersprechen. 


_ Beim besten Teil der radikalen Linken in Italien ist dieser Tenor derart gängig, 


daß er. fast schon als Dogma gehandelt wird - ich erinnere nur an die Amalyseu; 
die im Manifesto gegen Ingrao/Rossanda vorgebracht wurden (wobei sicherlich 
jede ihre Besonderheit hat). Hieraus leiten sich natürlich Vorschläge für a 
politische Handeln ab. Wenn im kapitalistischen Zeitalter die gesellschaftlich 
notwendige verausgabte Arbeit unaufhaltsam dazu tendiert, weniger ZU werden, 
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beschränkt sich das »Was tun« auf nur wenige Optionen. Das Bür- 
gereinkommen, wie es in besonderer Form auch von Autoren wie Gorz und 
Aznar vorgeschlagen wurde, das aber bei Ingrao und Rossanda auf wenig Zu- 
stimmung stößt. Die Ausweitung des Bereichs der »konkreten« gesellschaftlich 
nützlichen Arbeiten, indem der Bereich der gesellschaftlichen Reproduktion aus 
der Warenproduktion herausgenommen wird, um das Schrumpfen des Bereichs 
der »abstrakten« kapitalistischen Arbeit auszugleichen. Die Nutzung der Pro- 
duktivitätserhöhungen, um die weniger gewordene Arbeit an alle zu verteilen, 
wie es Mazzetti und Ravaioli wollen (und vor ihnen schon Napoleoni). Oder 
wiederum die Variante, um Revelli zu zitieren — der sich ehrlich gesagt alles 
andere als klar ausdrückt -, »daß die antagonistische Subjektivität selbst [wie 
das postfordistische Kapital] einen Sprung nach vorn »heraus aus< der Markt- 
sphäre des Warenaustauschs und »hinaus über« die Warenform der Arbeit und 
des sie sanktionierenden »Vertrages< macht und die entfremdeten Verhältnisse 
der Lohnarbeit direkt überwindet.« (S. 193) 


2. Der »Fordismus«, den es nicht gibt 


Das gerade beschriebene Bild erfaßt sicherlich einige reale Aspekte. Mir scheint 
aber, daß dabei das Wesen der ablaufenden Prozesse verzerrt und eine so ein- 
seitige Sichtweise vorgebracht wird, daß die Phasenanalyse, die dabei heraus- 
kommt, falsch ist, weil sie auf verstüummelten Tatsachen beruht. 

Beginnen wir bei der Krise des tayloristisch/fordistisch/keynesianischen Mo- 
dells. Ich muß zuallererst gestehen, daß ich die Zusammenstellung der Adjekti- 
ve für sehr fragwürdig halte. Als der Taylorismus, die Steigerung der Arbeits- 
intensität auf einer gegebenen technischen Grundlage, in den USA Anfang des 
Jahrhunderts eingeführt wurde, scheiterte er an dem Konflikt, den er verständli- 
cherweise bei den Handwerker-Arbeitern auslöste. Anders war es mit dem 
Fordismus im engeren Sinne, der die Produktivkraft der Arbeit über die Revo- 
lution im Maschinensystem erhöhte, indem er den Handwerker-Arbeiter durch 
den Massenarbeiter ersetzte. Erst er konnte damit erfolgreich die zu Beginn des 
Jahrhunderts entwickelten organisatorischen Neuerungen durchsetzen, u.a. (aber 
nicht nur) den Taylorismus. Gleichzeitig mit dem Erfolg auf dem Gebiet der 
Produktion wurde aber die Beschränktheit der Märkte entdeckt: Die Zunahme 
der Produktivität bei einer relativ stagnierenden Konsumnachfrage und einer 
von anderen Faktoren geschwächten Nachfrage nach Investitionen war eine der 
Ursachen der Weltwirtschaftskrise (das ist etwas ganz anderes als die Behaup- 
tung, Fordismus bedeute Grenzenlosigkeit der Märkte!). Erst der Zweite Welt- 
krieg und, so heißt es, die keynesianische staatliche Intervention leiteten das 
Zeitalter des schnellen Wachstums der Gewinne ein, unterstützt von der defizit- 


finanzierten staatlichen Nachfrage. Dies war der Fordismus im weiteren Sinne, 
die Regulationsweise, die dann bis Anfang der siebziger Jahre herrschte. 

Aber war es wirklich so? Es gibt Grund, daran zu zweifeln. Bei Betrachtung 
der Daten und der überzeugendsten Interpretationen stellt sich heraus, daß das 
goldene Entwicklungszeitalter nach dem Zweiten Weltkrieg seit Anfang der 
sechziger Jahre von den folgenden Elementen gekennzeichnet war: einer Welt- 
wirtschaft, die unter US-Hegemonie vereinigt war, weil Europa und Japan nicht 
nur aus politisch-militärischen, sondern auch aus ökonomischen Gründen ein 
Führungsland brauchten, wegen des Wiederaufbaus nämlich. Deshalb gab es 
auch nur eine einzige Währung, den Dollar (wenn es jemals einen globalen 
Kapitalismus gab, dann vielleicht damals). Eine stabile Nachfrage nach Privat- 
investitionen, die von hohen Profiten und sicherlich auch von rosigen Erwar- 
tungen gezogen war, weil man überzeugt war, daß es einen Staat, der keynesia- 
nische Prinzipien proklamierte, und Zentralbanken gab, die bereit waren, als 
Kreditgeber in letzter Instanz zu fungieren (also keine vom Konsum gezogene 
Entwicklung, wie es das bequeme Bild vom Fordismus/Keynesianismus be- 
hauptet). Im wesentlichen ausgeglichene Staatshaushalte, in denen die wachsen- 
de Quote der Staatsausgaben am Inlandsprodukt von steigenden Steuern vor- 
wiegend zu Lasten der Arbeit kompensiert wurde. Wollte man die keynesiani- 
stische Epoche so darstellen, als wäre sie von streng in Nationalstaaten einge- 
schlossenen Wirtschaftspolitiken und vom Aufhäufen von Defiziten bestimmt 
gewesen, käme also kaum mehr als eine Karikatur heraus. Vor allem stiegen die 
Gewinne schneller als die Reallöhne, obwohl auch diese wegen der starken 
Ausweitung der Warenproduktion stiegen. 

Warum geriet dieses Modell in die Krise? Im wesentlichen, weil es instabil 
war: Im Laufe der Zeit untergrub es seine eigenen Grundlagen. Vor allem seine 
internationale Grundlage: Das Aufholen Japans und Deutschlands (mit Europa 
im Schlepptau) verdrängte die USA aus ihrer unbestrittenen Position und führte 
im Laufe der 60er Jahre zur Zuspitzung des innerkapitalistischen Konfliktes. 
Folglich untergrub es auch seine monetäre Grundlage: im selben Jahrzehnt kam 
das auf der Goldbindung des Dollars beruhende Währungssystem ins Wanken 
und brach schließlich 1971 endgültig zusammen. Vor allem aber nahmen in 
genau diesen Jahren die Arbeiterkämpfe zu und explodierten schließlich am 
Ende des Jahrzehnts: Warum hätten die Beschäftigten in den Fabriken nach 
Jahren der »Vollbeschäftigung« nicht das tun sollen, was die ökonomische 
Theorie ständig lehrt, nämlich eine günstige Lage auf dem Arbeitsmarkt aus- 
nutzen, der jetzt zum Verkäufermarkt geworden war? Schlimmer noch, sie 
forderten nicht nur mehr Lohn und weniger Arbeitsdruck, was ganz abstrakt 
nicht mit dem kapitalistischen Modell unvereinbar gewesen wäre, sondern die 
Kämpfe der ArbeiterInnen richteten sich im Kern gegen die »Fabrikdisziplin« 


selbst und das Unternehmerkommando in der Produktion als ganzes. Alles in 
allem war das vorhersehbar gewesen; schließlich hatte es Kalecki in einem 
bekannten Artikel von 1944 vorhergeschen. In den siebziger Jahren wuchsen die 
Haushaltsdefizite — in erster Linie nicht wegen des gesellschaftlichen Drucks, 
der Reformen verlangte, sondern auch weil der Staat versuchte, auf die Schwie- 
rigkeiten wiederum keynesianistisch zu antworten, und die Probleme des Kon- 
flikts in den großen Fabriken abzumildern und einzukreisen. Zum gesell- 
schaftlichen Konflikt im »Kern« der Entwicklung und dem innerkapitalistischen 
Konflikt kam dann eine Zeitlang der Konflikt mit den Rohstoffproduzenten, 
insbesondere den Ölproduzenten. Im Laufe weniger Jahre verschlechterten sich 
die Profiterwartungen, wurden Investitionen nur noch kurzfristig getätigt und 
fielen die Investitionen insgesamt. So paradox es vielleicht auch klingt, es war 
die monetaristische Umkehr in der Wirtschaftspolitik — symbolisiert durch den 
Machtantritt von Reagan und Thatcher -, die in den USA und auch anderswo 
(De Cecco verdanken wir die treffende Bezeichnung des italienischen Modells 
der achtziger Jahre als »verbrecherischen Keynesianismus«) zur Explosion der 
Defizite und der Staatsverschuldung führten und all die mehr oder weniger 
grausamen Versuche zu ihrer Senkung nach sich zogen. Die Investitionen neh- 
men trotz allem nur mühsam wieder zu. 

Dabei ist der Grund dafür überhaupt nicht mysteriös. Wenn das bisher Gesagte 
stimmt, ging die Krise des alten Modells nicht von einer etwas vagen Wachs- 
tumskrise aus, sondern von einem sehr viel materielleren Auftauchen von 
hauptsächlich inneren Konflikten um die Schaffung und die Verteilung des 
Reichtums. Daraus lassen sich einige sehr präzise Schlußfolgerungen ziehen: 
Die Kritik der Rechten am keynesianischen Zeitalter ist in sich nicht stimmig, 
denn an seinem Zusammenbruch trägt ganz gewiß nicht ein unproduktiver und 
verschwenderischer Staat die Schuld (es läßt sich wie gesagt bezweifeln, daß es 
diesen überhaupt je gegeben hat). Der damals wirklich herrschende Keynesia- 
nismus hat wenig zu tun mit dem, was an den Universitäten und in der Publi- 
zistik als solcher gehandelt wird. Die Hauptursache für die Krise des sogenann- 
ten fordistischen Modells lag im sozialen Konflikt, und deshalb kann sie nicht 
anders überwunden werden als durch eine radikale Neudefinition der auf dem 
Arbeitsmarkt (und in den Arbeitsprozessen) herrschenden Bedingungen, und sie 
ist immer noch nicht überwunden. Daß sich die Investitionen auch nach zwei 
Jahrzehnten von Niederlagen der ArbeiterInnen nicht erholen, ist vielleicht ein 
Beweis für die Radikalität der mehr oder weniger bewußten Herausforderung 
der kapitalistischen Macht und für die darauffolgende Angst, daß jede dauerhaf- 
te Erholung der Wirtschaft den Konflikt reaktivieren könnte. Also ein Beweis 
dafür, daß der Abbau und die Neustrukturierung aller Teile der kapitalistischen 
Verwertungsprozesse noch voll im Gange sind. Und hier kann man wiederum 


fragen: Wenn es so aussieht, wie ich jetzt gesagt habe, macht es dann Sinn, wie 
die Autoren des Buches den »Postfordismus« an einer fordistischen Phase zu 
messen, die, wie auch immer man sie definieren will, immer mehr aus der 
Geschichte des Kapitalismus ausgeklammert erscheint? Und ist es wirklich 
unmöglich, oder nicht vielmehr einfach unwahrscheinlich (abgesehen davon 
natürlich, ob es aus linker Sicht überhaupt wünschenswert wäre, was ich ver- 
neinen würde), daß wieder der Fordismus/Keynesianismus vorgeschlagen wird, 
der dann irgendeine Globalsteuerung mit einer Einkommens- und Beschäfti- 
gungspolitik verbindet, die sich auf ein vertraglich ausgehandeltes Management 
der neuen toyotistischen Arbeitsorganisation gründet? Daß eine Realisierung 
dieses Vorschlags aus meiner Sicht unwahrscheinlich ist, liegt daran, daß sich 
am Horizont noch keine »objektive« Krise wie jene abzeichnet, die Ende der 
20er Jahre den Fordismus im engeren Sinne traf; und es liegt daran, daß inwi- 
schen kaum noch eine »subjektive« Kritik der Widersprüche innerhalb des 
Postfordismus zu hören ist, die nicht gleich einen schnellen »Ausweg« aus ihm 
vorschlägt, wodurch sie sich jeder Möglichkeit beraubt, sich mit den realen 
Widersprüchen auseinanderzusetzen. 


3. Eine uneinheitliche Globalisierung 


Auch die These von der Globalisierung des Kapitals verdient es, noch einmal 
überprüft zu werden. Wir haben gesehen, daß der Kapitalismus des keynesian- 
schen Zeitalters in mancher Hinsicht globaler war und nicht weniger global. 
Man könnte hinzufügen, daß auch der Kapitalismus des goldenen Zeitalters des 
Goldstandards vom letzten Viertel des vergangenen Jahrhunderts bis zum ersten 
Weltkrieg hochgradig globalisiert war. Die heute zunehmende Integration des 
Handels macht nur in den Jahren des Merkantilismus zwischen den Weltkriegen 
verlorenen Boden wieder gut. Andererseits stimmt es, daß die gegenwärtige 
höhere Abhängigkeit der Exporte von Absatzmärkten vom geringeren Gewicht 
der Binneninvestitionen herrührt. Ebenso stimmt es für das produzierende Ge- 
werbe, vor allem für die traditionelle Produktion von dauerhaften Massenkon- 
sumgütern (auf die wir hier [in Italien] spezialisiert sind), daß der Anteil der 
Importe effektiv gestiegen ist. Insgesamt ist die Konkurrenz in der Industrie 
wirklich dramatisch gestiegen, und die Globalisierung der Produktion in diesem 
Wirtschaftsbereich ist eine Tatsache. Das Phänomen der globalen Konkurrenz 
im produzierenden Gewerbe hängt jedoch, wie die Okonomen wissen müßten, 
mit dem geringer werdenden Gewicht dieses Sektors bei den Gewinnen und der 
Beschäftigung zusammen und wird ausgeglichen vom Wachstum der vor dem 
Import geschützten Sektoren. Er trifft die Orte, wo die organisierte Arbeiterbe- 
wegung traditionell stark war, aber er läßt sich nicht auf alle Bereiche verall- 
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gemeinern. Wie andererseits die Soziologen wissen müßten, zieht sich die post- 
fordistische Neuorganisation der Arbeit quer durch geschützte und nicht ge- 
schützte Bereiche. 

Die Globalisierung der Handelsströme ist im übrigen auch so eine Sirene, von 
der man sich nicht betören lassen sollte. Wenn überhaupt, scheint in der Krise 
des Fordismus im weiteren Sinne die Tendenz zur Regionalisierung des Kapita- 
lismus in drei Bereiche - Amerika, Europa und Asien - zu überwiegen: Ingrao 
und Rossanda erwähnen das, aber so als handle es sich um ein Phänomen, das 
die vorherrschende Tendenz zur Globalisierung bloß einschränkt. Tatsächlich 
gleichen die drei Bereiche noch weitgehend »geschlossenen« Ökonomien, denn 
ihre Öffnung für den Austausch scheint nicht gerade dramatisch zugenommen 
zu haben. Das gilt insbesondere für Westeuropa insgesamt — wegen der zu- 
nehmenden Vereinigung des Handels auf dem Kontinent natürlich nicht für die 
einzelnen Länder. Daher ist es verständlich, daß die These von der Globalisie- 
rung des Kapitals aus italienischer Sicht plausibel scheint, d.h. aus der Sicht 
einer Wirtschaft, die relativ geschlossener als andere und stärker vom besonders 
von der Öffnung nach außen betroffenen traditionellen produzierenden Gewerbe 
abhängig war. 

Falsch ist es auch, die Globalisierung der Produktion, die Tatsache, daß die 
Waren mittlerweile auf der ganzen Welt entstehen, in eine eindeutige, von der 
neuen »neoliberalen« Phase aufgezwunge Tendenz des Kapitals zur Suche nach 
niedrigeren Lohnkosten, weniger verregelten Arbeitsbedingungen und gegenüber 
den Konzernen leichter erpreßbaren Staaten zu übersetzen, wie es sowohl In- 
grao/Rossanda als auch Revelli tun. Wer von der These ausgeht, es gebe »ei- 
nen« Weg des Kapitals nach der Krise des Fordismus/Keynesianismus, über- 
sieht die Vielzahl von Kapitalismus-Modellen in den 70er und 80er Jahren, die 
uneinheitliche Natur des heutigen Kapitals. Neben dem angloamerikanischen 
Modell der entfesselten Deregulierung (die aber in der Praxis nie bis zur letzten 
Konsequenz getrieben wurde), hat sich ein anderes Modell mit verschiedenen 
Ausformungen in Deutschland, Japan und Südostasien behauptet. Dieses Modell 
war teilweise — besonders in Deutschland — durchaus mit hohen Löhnen und 
relativ eingeschränkten Arbeitszeiten vereinbar; immerhin hat Südkorea - si- 
cherlich von einem besonders niedrigen Ausgangsniveau aus — Reallohn- 
wachstumsraten erlebt, wie es sie in der Geschichte des Kapitalismus noch nie 
gegeben hatte. Dieses Modell beruhte wie in Japan oft auf dem Schutz hoch- 
qualifizierter Arbeiterschichten zum Nachteil periphererer Schichten. Und an 
zentraler Stelle in diesem Modell befand sich immer ein Staat und ein Banken- 
system, die mit schöner Regelmäßigkeit alle neoklassischen Weisheiten und alle 
Ratschläge der Weltbank oder des IWF in den Wind schlugen: durch eine für 
den Neoliberalismus geradezu ketzerische Politik zur Stützung der nationalen 
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Industrie, indem sie auf die Qualität der örtlichen Produktionsfaktoren und nicht 
nur auf ihre Kosten achteten, indem sie die Kreditflüsse selektierten und nicht 
nur die nationale Arbeit, sondern auch das eigene Kapital kontrollierten. Zufäl- 
lig ist es genau dieser zweite Typ von Kapitalismus - nennen wir ihn »schum- 
peterianisch« -, der bisher die besten Ergebnisse erbracht hat, und nicht der, 
den die Verkünder der Deregulierung propagieren. Die Länder Lateinamerikas 
haben das inzwischen begriffen, und die Länder Ostasiens lernen es schnell. Die 
einen wie die anderen haben zur Genüge die Beratungstätigkeit von Anhängern 
der neuen antistaatlichen Orthodoxie genießen dürfen. Clinton selbst ist mit 
einem Programm an die Macht gekommen, das sich die bewußte Förderung der 
Qualität der lokalen Produktionsfaktoren und nicht die Unterordnung unter die 
Ideologie der Globalisierung auf die Fahne geschrieben hat. Und beruht das 
dritte Italien, das adriatische Rückgrat, der italienische Nordosten, oder wie 
auch immer dieses Modell etikettiert wird, vielleicht nicht auch darauf: auf der 
Mischung von Flexibilität und Qualifikation der Arbeit? Beim Lesen von Ap- 
punti di fine secolo hat man im Gegenteil oft den Eindruck, daß die von den 
internationalen Organisationen verbreitete Ideologie mit der Darstellung realer 
Prozesse verwechselt wird. 

Wie die Infragestellung des tayloristisch/fordistisch/keynesianischen Modells hat 
auch die Infragestellung der Globalisierungsthese enorme Konsequenzen auf 
politischem Gebiet. Um ein paar zu nennen: Hinter dem Golfkrieg z.B. stünde 
mindestens ebensosehr, wenn nicht stärker der Konflikt zwischen den Kapitalis- 
men des Nordens als der Nord-Süd-Konflikt; und dasselbe müßte man über die 
Ereignisse in Osteuropa seit dem Zusammenbruch des Realsozialismus sagen. 
Wir sollten jedoch bei der Globalisierungsthese bleiben, um diesen Punkt ab- 
zuschließen. Wir haben in der Tat das hervorstechendste Merkmal des globalen 
Kapitalismus beiseite gelassen: das exponentielle Wachstum und die Verselb- 
ständigung des spekulativen Kapitals auf den Finanzmärkten. Man müßte schon 
blind sein, um das nicht zu sehen, das ist klar. Es ist aber unverständlich, war- 
um die ganze Linke, auch die weniger konformistische, das als natürliche Ge- 
gebenheit betrachtet und nicht als Ergebnis einer Entscheidung, oder wenigstens 
der Unterlassung möglicher Handlungen. Wir werden nie wissen, ob das 
»globale« Finanzkapital wirklich unkontrollierbar ist, wenn wir nicht versuchen, 
es zu kontrollieren. Und diese Kontrolle kann (vergleiche die oben gemachten 
Ausführungen zum »regionalen« Kapitalismus) nur auf einer Ebene zwischen 
der nationalen und der heute (im Guten wie im Schlechten) utopischen Ebene 
einer Weltregierung ausgeübt werden. Um nur eins anzumerken: Ehrlich refor- 
mistische Vorschläge gegen die spekulativen - und nicht die produktiven - 
Bewegungen des Kapitals liegen seit geraumer Zeit vor. Was immer man über 
die neuen Informationstechnologien sagen will, sie vermehren die Möglichkei- 
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ten zur Kontrolle der Kapitalflüsse und reduzieren sie nicht. Die Ereignisse 
nach der Krise der zeitweilig »unwiderruflich« festen Wechselkurse des Euro- 
päischen Währungssystems sind ein schönes Beispiel dafür, daß der vielbe- 
schworene Tod der Autonomie der nationalen Währungspolitik vorschnell ange- 
kündigt wurde. Handeln ist also möglich. 


4. Zuviel Arbeit 


Die sogenannte Globalisierung des Kapitals ist also ein alles andere als neues 
und im übrigen ein vielschichtiges Phänomen. Was wir in den letzten Jahren 
erleben, ist vielmehr eine Neudefinition der internationalen und nationalen 
Bedingungen durch das Kapital, die noch nicht abgeschlossen ist und sich bes- 
ser mit den Kategorien der Regionalisierung und der Pluralität von Kapitalismen 
verstehen läßt. Da Ingrao und Rossanda die allgemeinen Tendenzen des Kapita- 
lismus ganz anders als ich analysieren, fällt natürlich auch ihre Analyse der 
Massenarbeitslosigkeit, mit der sie sich im Kielwasser angesehener Autoren 
bewegen, ganz anders aus. Ich muß gestehen, daß ich mit dieser Analyse noch 
weniger anfangen kann. - 

Die These, der Kapitalismus sei von der fordistisch/keynesianischen »Vollbe- 
schäftigung« zur postfordistischen »Zukunft ohne Arbeit« übergegangen (»zu 
viele Waren, zu wenig Arbeit«), hat am klarsten und zugespitztesten wahr- 
scheinlich Giorgio Lunghini in Zta dello spreco [Zeitalter der Verschwendung] 
vertreten. Die strukturelle Veränderung der letzten Jahre soll darin bestehen, 
daß die in den Rezessionsphasen geschaffene Arbeitslosigkeit von der technolo- 
gischen und organisatorischen Umstrukturierung eingefroren wird, so daß die 
Beschäftigung auch dann nicht wieder ansteigt, wenn es einen neuen Auf- 
schwung gibt. Daher sei die Menge der vom Kapital beschäftigten lebendigen 
Arbeit tendenziell zum Sinken verurteilt. Auch hier jedoch ergibt sich ein ganz 
anderes Bild, wenn man sich ansieht, was im Kapitalismus in den verschiede- 
nen Bereichen insgesamt abläuft. 

Zunächst ist die Gesamtbeschäftigung bis zum Ende der 80er Jahre überall 
weiter gestiegen, und es ist zu früh, um zu sagen, ob der Rückgang, der danach 
in einigen Ökonomien stattfand, dauerhaft oder vorübergehend ist; auf jeden 
Fall ist der Prozentsatz der Beschäftigten an der Arbeitsbevölkerung seit Jahr- 
zehnten stabil. Zweitens betrifft die Tendenz zum Rückgang der lebendigen 
Arbeit das produzierende Gewerbe und insbesondere die Großfabriken. In dem 
Maß, in dem dieser Prozeß tatsächlich stattgefunden hat, ist er allerdings in den 
USA schon seit Jahrzehnten in der »fordistischen« Phase selbst gelaufen, was 
mir nicht besonders unnatürlich vorkommt, denn sonst würde die kapitalistische 
Produktion ja in einer besonderen Waren-Konfiguration steckenbleiben. Drittens 
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ist mir auch innerhalb dieser sektoralen Eingrenzung nicht klar, warum dabei 


nie auf die Kapitalismen in den neu industrialisierten Ländern eingegangen wird 


—- in Südostasien zum Beispiel. Hier wird im Gegenteil weiterhin neue Arbeits- 
kraft in die Verwertungsprozesse eingesogen und finden riesige Wanderungs- 
wellen in die Städte statt. Dieser weiße Fleck ist umso folgenreicher, weil die 
Akkumulation des »globalen« Kapitals gerade in Asien kräftig wieder anzieht. 
Eine der offensichtlichsten Schwächen der Imperialismusanalyse bis in die 60er 
Jahre war die Vorhersage, daß die damals Dritte Welt genannten Länder nie in 
der Lage sein würden, einen aktiven Part in der kapitalistischen Entwicklung zu 
spielen. Diese Dritte Welt treibt heute im Gegenteil selbst Schübe von Ein- 
schluß und Ausschluß voran, die immer tiefere Klüfte aufreißen und genau im 
kapitalistischen Aufschwung wurzeln. Schließlich sollten wir nicht vergessen, 
daß die Arbeitslosigkeit in den verschiedenen kapitalistischen Regionen und 
auch innerhalb dieser Regionen ganz unterschiedliche Gesichter hat: bei aller 
notwendigen Vorsicht gegenüber der Zuverlässigkeit der Zahlen stellen die gut 
zwei Prozent Arbeitslosigkeit, die für Japan ausgewiesen werden, und die etwa 
sechs Prozent in den USA (was dort beschönigend als »Vollbeschäftigung« 
definiert wird), eine ganz andere Situation dar als die Arbeitslosenquoten in 
Europa, die zwischen zehn Prozent in Deutschland und 25 Prozent in Spanien 
schwanken, wobei Italien irgendwo in der Mitte liegt. Auch wenn die Arbeits- 
losenzahlen manchmal zu niedrig geschätzt werden — und bei uns ist das sicher- 
lich der Fall -, bleibt doch andererseits ein Großteil der prekären und unständi- 
gen Beschäftigung unsichtbar. 


Für die unterschiedlichen Erfahrungen müssen also differenzierte Erklärungen 
zum Ansatz gebracht werden. In den USA kommt vergleichsweise stärker die 
Deregulierung des Arbeitsmarktes und das wachsende Mißverhältnis in der Ein- 
kommensverteilung zum Tragen. Das hat die Schaffung von unsicheren, wenig 
qualifizierten Arbeitsplätzen ermöglicht, die oft nicht aus der Armut herausfüh- 
ren. Gleichzeitig macht sich aber auch die zentrale Rolle der USA in der inter- 
nationalen Arbeitsteilung bemerkbar, die auch die Schaffung von qualifizierten 
und besser bezahlten Arbeitsplätzen zuläßt. In Europa kommen stärker der ge- 
ringere Spielraum bei Reallohnsenkungen, die daraus folgende Umstrukturie- 
rung zu Lasten der unqualifizierten Arbeit und Europas uneinheitliche Position 


“in der internationalen Hierarchie zum Tragen. Auch wenn die Arbeitszeit in der 


»einfacheren« Arbeit in den traditionellen Produktionssektoren des älteren Indu- 
striekapitalismus abnimmt, läßt sich doch mit gutem Grund behaupten, daß die 
in der kapitalistischen Sphäre vernutzte Gesamt-Arbeitszeit maßlos zunimmt. 

Ein erster Grund: Der wahre Strukturbruch der letzten 15 Jahre war die Unter- 
brechung der über hundertjährigen Tendenz zur Verkürzung der individuellen 
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Arbeitszeit. Stattdessen hat eine Verlängerung und Intensivierung des effektiven 
Arbeitstags stattgefunden. Dahinter steht (in unterschiedlichem Ausmaß in den 
verschiedenen Ländern) die Zersplitterung des Arbeitsmarkts, die, wie es heißt, 
zur historischen Rückkehr der »arbeitenden Armen« und der unständigen Be- 
schäftigung geführt hat. Dahinter steht aber auch die »Verschlankung« der 
Großunternehmen und die Auslagerung von Teilen des Produktionsprozesses, 
auf die sowohl Ingrao / Rossanda als auch Revelli hinweisen. Diese Auslagerung 
schwächt die zentrale und stärkste Schicht der garantiert Beschäftigten und gibt 
den Konkurrenzdruck an die Zulieferer weiter, wo sich die geringere Verrege- 
lung der Arbeitsbedingungen leichter ausnutzen läßt. Wie Sergio Bologna seit 
Jahren nicht müde wird zu betonen, sind diese Auslagerungen der Hauptgrund für 
die Zunahme jener selbständigen Arbeit, hinter der sich in Wirklichkeit fremd- 
bestimmte und häufig von einem einzigen Auftraggeber kommandierte Arbeit 
verbirgt. Der »starke« Bereich des Arbeitsmarktes schrumpft, und der »schwa- 
che« weitet sich aus. So gesehen kann man wohl behaupten, daß sich die heuti- 
ge Zeit eher durch »zuviel Arbeit« als durch »zu wenig Arbeit« auszeichnet. 


Betraf der erste Grund die Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt, so hat der zweite 
damit zu tun, wie die kapitalistische Neuorganisation der Produktion vonstatten 
ging. In den zentralen Bereichen der Akkumulation werden heute hauptsächlich 
(nicht unbedingt materielle) Waren produziert, die eine Vielzahl von Informatio- 
nen enthalten und eine Arbeit erfordern, die über langfristig akkumulierte 
Kenntnisse und Erfahrungen verfügt. In Marxschen Begriffen: /n diesen Waren 
ist ein Vielfaches der Arbeitszeit verkörpert, die in den Produkten einfacher 
Arbeit enthalten ist. Gleichzeitig ist die weniger qualifizierte Arbeit in der tradi- 
tionellen Produktion von dauerhaften Massenkonsumgütern in die ehemals 
peripheren Gebiete verlagert worden. Hier hat Italien allerdings wirklich all- 
zulange eine rückständige Spezialisierung der Produktion beibehalten, und seine 
Schwierigkeiten rühren nicht zuletzt von dieser Verspätung her, die notwendi- 
gerweise eine Krise für die weniger qualifizierten ArbeiterInnen in den älteren 
Industrieregionen des Kapitalismus und einen Vorteil für die in den neuen Indu- 
strieregionen bedeutet. Die beiden eben erwähnten Erscheinungen führen dazu, 
daß in Europa gleichzeitig die Gesamtarbeitszeit und die Nichtarbeitszeit wach- 
sen und weiterhin eine langfristige strukturelle Arbeitslosigkeit besteht — was 
eine Linke, die von Marx herkommt, eigentlich nicht überraschen dürfte, Ande- 
rerseits ist es kein Wunder, daß eine derart radikale Neudefinition der konkreten 
Verwertungsprozesse im weltweiten Maßstab nicht möglich ist ohne eine ver- 
stärkte Mobilität der Mehrwerttransfers: Es liegt in der Natur des Kapitals, daß 
es versucht hat, diese Mobilität mit so wenig Kontrolle seitens der Politik wie 
möglich voranzutreiben. 


Die dritte Ursache für die Verlängerung und Intensivierung des Arbeitstages ist 
eigentlich so offensichtlich, daß sie gar nicht genannt werden müßte, wenn es 
nicht so wäre, daß niemand sie zu bemerken scheint. Beim Übergang vom 
höheren Wachstum des fordistisch/keynesianistischen Modells zum niedrigeren 
Wachstum der folgenden Jahre ist nicht nur der relative Lohn, sondern auch der 
Reallohn gesunken. Das Sinken des Reallohns steigert natürlich die Bereitschaft, 
intensiver und länger zu arbeiten. 

Gegenüber dieser Realität haben sich die Linksintellektuellen geschlossen von 
der Ideologie beeinflussen lassen, nach der das Kapital mittlerweile unumkehr- 
bar auf dem Weg zur Verringerung oder gar zur Abschaffung der Arbeit sei. 
Einige freuen sich, und andere klagen über das gängige Märchen, daß das Kapi- 
tal nicht mehr in der Lage sei, Beschäftigung zu schaffen. Ich kann dazu nur 
folgendes sagen: Wenn die Marxsche These von der Zentralität der »abstrakten« 
Arbeit in der Organisation des gesellschaftlichen Lebens je in der Geschichte 
des Kapitalismus zugetroffen hat, dann heute. Umso mehr, wenn man bedenkt, 
daß heute dieselben Instrumente (die Informationstechnologien), die die Pro- 
duktion revolutionieren, auch den Konsum revolutionieren und sich die Unter- 
scheidung zwischen Arbeitszeit und Nichtarbeitszeit als immer willkürlicher 
herausstellt. 


Wenn all das zutrifft, wird klar, wie begrenzt die ganz zu Anfang erwähnten 
Vorschläge gegen die Massenarbeitslosigkeit sind. Sie machen alle den gleichen 
Fehler, nämlich zu glauben, heute nehme die Arbeit ab und nicht zu. Folglich 
können sie sich sozusagen nicht auf die Macht des Faktischen berufen. Da die 
Reallöhne sinken, würde die Verkürzung der Arbeitszeit bei gleichem Lohn fak- 
tisch wahrscheinlich zu einer Verlängerung der Arbeitszeiten, zu Zweitjobs und 
zu Schwarzarbeit führen. Die Förderung von gesellschaftlich nützlichen Arbei- 
ten hieße praktisch wahrscheinlich eine Segmentierung des Arbeitsmarktes in 
zwei Hälften, bei der entgegen den Absichten der Vertreter dieses Modells die 
»konkreten« Arbeiten entwertet und auf einen einfachen Puffer für die Schwie- 
rigkeiten des Bereichs der Warenproduktion reduziert würden, während die dort 
beschäftigte fremdbestimmte Arbeit ihrem Schicksal überlassen bliebe, in der 
abwegigen Überzeugung von einer durchaus problematischen, aber 
»tendenziell« mit Sicherheit bevorstehenden Euthanasie des Kapitals. Genauso- 
wenig überzeugt mich die Schizophrenie derjenigen, die die postfordistischen 
Arbeitsprozesse als Ort der totalen Entfremdung darstellen und weiterhin auf 
eine Möglichkeit der Befreiung der Subjektivitäten »außerhalb« und »gegen« 
das Kapital im Reproduktionsbereich und im Lokalismus hoffen: Sie überzeugt 
mich nicht, weil ich mir — wahrscheinlich noch durchdrungen vom alten Mate- 
rialismus — noch nicht vorstellen kann, wie das konkret möglich sein soll. All 
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diese Vorschläge gehen wie Gorz und nicht wenige französische Intellektuelle 
davon aus, daß die Gesellschaft in zwei Teile gespalten sei, von denen der eine, 
kleiner werdende, noch dem Kapital unterworfen sei, während im anderen, sich 
ausweitenden, Freiheit herrsche. Man kann Bruno Trentin kaum unrecht geben, 
wenn er in /! coraggio dell'utopia [Der Mut zur Utopie] sagt, daß ein Individu- 
um, das einen Teil des Tages seine eigene Verstümmelung akzeptiert, bei allen, 
was es den ganzen Tag lang tut, davon gezeichnet ist. Es ist nicht ersichtlich, 
warum das bei der Gesellschaft anders sein sollte. 

Wenn man wieder über Arbeitszeitverkürzung reden will, dann sollte man es 
tun: in den konkreten Produktionsprozessen, hinsichtlich der Lebenszeit, und so, 
daß auch der Angebotsseite und nicht nur der Nachfrageseite auf dem Arbeits- 
markt Flexibilität und Entscheidungsmöglichkeiten gesichert werden. Und man 
sollte sich darüber bewußt sein, daß sich so ein Vorschlag nur durch eine 
»künstliche«, politische, gegen die natürlichen Tendenzen und Bewegungswei- 
sen der Akkumulation des Kapitals gerichtete Intervention realisieren läßt. Daß 
er eine völlig entgegengesetzte Dynamik in der Einkommensverteilung und eine 
aktive Intervention auf dem Gebiet der makroökonomischen, Industrie- und Ar- 
beitspolitik voraussetzt. Daß man den Konflikt innerhalb des Kapitals und 
innerhalb des Staates also nicht hinter sich läßt, sondern ihn im Gegenteil wie- 
der forciert. Je eher die These von der Arbeitszeitverkürzung als 
»Jahrhundertwenden«-Tendenz des Kapitals aus dem Feld geräumt wird, desto 
besser. 


5. Der Fall Italien 


Bevor ich etwas über den Nebel des Postfordismus sage, will ich ganz kurz 
darstellen, was der oben skizzierte allgemeinere Rahmen für Italien bedeutet, 
und zwar ausgehend eben von der Frage der Arbeitslosigkeit. 

Wenn die Analyse der Massenarbeitslosigkeit, wie sie den Überlegungen von 
Ingrao/Rossanda und Revelli zugrundeliegt, irgendwo nicht überzeugt, dann in 
Italien. Es handelt sich bekanntlich um eine dreigeteilte Wirklichkeit. Man kann 
wohl in keinem der drei Italien sagen, daß die Massenarbeitslosigkeit Ergebnis 
eines Avantgarde-Kapitalismus sei. Bestimmt nicht im Mezzogiorno, dort ist die 
Arbeitslosigkeit so hoch, weil die Produktionsstrukturen zerfallen sind. Nicht im 
Nordosten, wo im zentralen Bereich des Arbeitsmarktes seit einiger Zeit »Voll- 
beschäftigung« herrscht und zwar gleichzeitig mit einer Zersplitterung der Ar- 
beitswelt und einer explosionsartigen Zunahme der Arbeitszeit — was sich nicht 
allzusehr von dem unterscheidet, was Autoren wie Piore und Sabel seinerzeit 
(hauptsächlich bezogen auf das emilianische Modell) als neues italienisches 
»Wunder« der roten Regionen gefeiert haben. Anders sieht es bei zwei Seiten 
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des alten Industriedreiecks aus, nämlich in Ligurien und vor allem im Piemont. 
Nur vor dem Hintergrund der Situation im Piemont mit seinem alles aufsaugen- 
den Automobilsektor lassen sich die Thesen von Marco Revelli verstehen. Hier 
ist in den letzten Jahren tatsächlich eine technologische Arbeitslosigkeit ent- 
standen, sind die mittleren Vorgesetzten und die Angestellten hinausgeworfen 
worden, ist eine organizistische Fabrikkultur entstanden und die Arbeit räumlich 
zerstreut worden. Aber das liegt wie gesagt an der Rückständigkeit und Abhän- 
gigkeit der italienischen Spezialisierung und ihrer Entwicklung und an der Vor- 
herrschaft der alten Großfabrik des traditionellen produzierenden Gewerbes in 
der Region. Es wäre ein fataler Irrtum, beim Thema Arbeitslosigkeit in Italien 
einen Teil mit dem Ganzen zu verwechseln. 

Andererseits ist - im Gegensatz zu dem, was erst vor ein paar Jahren verkündet 
wurde - die Krise des Piemont nicht identisch mit einer Krise der nationalen 
Automobilindustrie. Diese war damals (wiederum »tendenziell«) abgeschrieben 
worden, weil die Märkte gesättigt und die Grenzen der Umweltbelastung er- 
reicht seien, weshalb Turin sich angeblich von Fiat emanzipieren müsse. Der 
Automarkt ist mittlerweile ein Substitutionsmarkt. Darin zeigt sich der Rück- 
gang der Nachfrage, aber auch ihr plötzlicher Wiederanstieg, der für gute Ge- 
winne sorgt. Darin zeigt sich insbesondere der extreme Flexibilitätsbedarf der 
Industrie. Die Umweltschranke erlegt sich das Kapital nicht von selbst auf. 
Aber icl? glaube, sie läßt sich, wenn auch mit Schwierigkeiten, durchsetzen: Sie 
ist kein Schlüssel, um sich passend zur Jahrtausendwende eine neue »Zusam- 
menbruchstheorie« zu basteln, wie es teilweise im Buch scheint. Wir sollten 
nicht erwarten, daß die Schwierigkeiten dieses oder jenes Konzerns die Ent- 
stehung einer veränderten Konsum- und Transportkultur auch nur erleichtern 
würden - im Gegenteil. In gewisser Weise hat es in Turin und im Piemont in 
den letzten beiden Jahren dank des Neuaufschwungs von Fiat wieder einen 
Aufschwung gegeben. 


Im Buch von Ingrao/Rossanda, besonders am Anfang des Briefwechsels, nimmt 
die Frage der öffentlichen Verschuldung bemerkenswert viel Raum ein. Bei 
diesem Argument kann ich mich nur ärgern, daß auch die vom herrschenden 
ökonomischen Denken weniger kompromittierte Linke sich der anti-keynesiani- 
schen Raserei anschließt (ich meine hier den Keynesianismus als Theorie, nicht 
‘als historische Tradition). Natürlich stimmt es, daß die Aufhäufung von Defizi- 
ten und die Zunahme der öffentlichen Verschuldung im Laufe der 80er Jahre 
die Sozialstruktur Italiens durch die Aufblähung der Zinslast und der Ausgaben 
für den Binnenkonsum stark verändert hat. Es ist aber völlig unangebracht, die 
öffentliche Verschuldung als rein pathologisch zu verstehen. Vor allem ist es 
fragwürdig, auf dem Ausmaß der Defizite und der öffentlichen Verschuldung 
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herumzureiten. Bekanntlich sind die primären Defizite (d.h. abzüglich des Zin- 
sendienstes an die Inhaber von Staatsanleihen) inzwischen weitgehend ausgegli- 
chen. Weniger bekannt ist, daß der italienische Haushalt auch real, d.h. Aus- 
gaben und Einnahmen inflationsbereinigt, und wenn man die laufenden Aus- 
gaben von denen für Kapital trennt, in den schwarzen Zahlen ist, auch wenn 
man zum primären Defizit die Zinsen hinzuzählt - dies haben vor einiger Zeit 
die bekannten Revolutionäre Modigliani und Baldassarri im Corriere della sera 
bemerkt. Ich will damit gar nichts abwiegeln: Da die Zinszahlungen nominal 
erbracht werden und der Zinssatz in den letzten Jahren über der Wachstumsrate 
lag und da ein Teil der öffentlichen Verschuldung gegenüber dem Ausland 
besteht (obwohl sich das Gewicht der Auslandsschulden durch die Lira-Ab- 
wertung wahrscheinlich verringert), wird die Situation immer schlechter. Ande- 
rerseits muß trotzdem mal gesagt werden, daß die Krise der Staatsfinanzen nicht 
unmittelbar bevorsteht. Und wenn sie näherrückt, dann deshalb, weil es eine 
Entscheidung gab, die Kapitalien zu liberalisieren und sich bei bestimmten 
Gläubigern zu, verschulden, und weil eine restriktive Politik dazu beigetragen 
hat, die Verpflichtungen überhaupt erst zu schaffen, die gleich darauf als Na- 
turkatastrophe dargestellt werden. Und weil die wirklich dringende Frage, die 
sich der Linken stellt, die nach der Qualität der Ausgaben und nach der gerech- 
ten Verteilung der Einnahmen [Steuerlast] ist. 

Die grundlegende Veränderung des Kräfteverhältnisses im italienischen Kapita- 
lismus in den letzten 15 Jahren läßt sich nur über die Staatsausgaben und dann 
über die Abwertung der Lira verstehen. Hinter den steigenden Defiziten der 
achtziger Jahre stehen die damals gefahrene Währungspolitik in Verbindung mit 
der Zugehörigkeit zum Europäischen Währungssystem und die großzügige Unter- 
stützung für Großunternehmen - allen voran Olivetti und Fiat - ohne Gegenlei- 
stungen. Daß dieses Modell sich aus inneren und äußeren Gründen nicht halten 
ließ (wie dann durch das reichlich späte Eingreifen der Justiz offensichtlich 
wurde), war für die Großunternehmen (eher als für die kleinen) ein riesiges 
Problem. Den Großunternehmen hat die Abwertung der Lira das Leben gerettet 
und teilweise sogar erlaubt, die Umstrukturierung ihrer Produktion und Finan- 
zen erfolgreich zuende zu bringen. Die politisch der Lega verbundenen kleinen 
und mittelständischen Unternehmen waren - vielleicht mehr aus Arroganz denn 
aus Realitätssinn — überzeugt, keinen Kurssturz zu brauchen, aber sie haben 
offensichtlich am meisten von ihm profitiert. Nach drei Jahren Abwertung, nach 
dem Meteor Berlusconi und mitten in der Reorganisation des Bankensystems 
polarisiert sich der Kampf um das Kommando ganz deutlich auf die alten Pro- 
duktions- und Familienbetriebe einerseits und den Kapitalismus, wie er im 
Telekommunikations-, Gesundheits- und Bausektor herrscht, andererseits. Wäh- 
rend der erste wenigstens teilweise und mit auffälligen Ausnahmen weniger auf 
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staatliche Unterstützung angewiesen ist, lebt der zweite von politischen Ent- 
scheidungen und muß einerseits die Senkung der Sozialausgaben, von denen er 
indirekt profitiert, und andererseits ständige Finanzspritzen fordern. Diese ganze 
Galaxis von innerkapitalistischen Konflikten kommt in Appunti di fine secolo 
kaum vor. 


6. Auf der Suche nach dem Phönix: der Postfordismus 


Stattdessen ist im Buch viel die Rede vom Postfordismus. Das ist seit einiger 
Zeit ein Modewort. Es wird nicht recht klar, was gemeint ist, und leider klärt 
auch der Aufsatz von Ingrao/Rossanda nicht, was diesen Phönix eigentlich 
ausmachen soll. Glücklicherweise macht der Aufsatz von Revelli da eine Aus- 
nahme, obwohl er ein merkwürdiges Gefühl hinterläßt. Vor allem, weil der 
Postfordismus hier durch Gegenüberstellung zum oben besprochenen Fordismus 
im weitesten Sinne definiert wird. Während der Fordismus sich angeblich auf 
unbegrenztes Wachstum, auf economies of scale [Mengenökonomie], auf den 
Kampf in der Fabrik, auf einen Territorialstaat und ein territoriales Kapital 
gründet, gibt es im Postfordismus begrenzte Weltmärkte, eine schlanke und 
hegemoniale Fabrik, eine Loslösung der Firmen von festen Standorten und die 
Krise des Nationalstaates. Ich habe schon Zweifel an einigen dieser Definitions- 
merkmale geäußert: Ich will hier nur an meine Skepsis erinnern, ob es sinnvoll 
ist, den Postfordismus einfach als Gegensatz zum keynesianischen Zeitalter zu 
definieren, ohne einen größeren und vielleicht aussagekräftigeren Zeitraum zu 
betrachten. Läuft man sonst nicht Gefahr, Merkmale des Präfordismus dem Post- 
fordismus zuzuschreiben? Dieser Zweifel scheint ehrlich gesagt auch Ingrao / 
Rossanda zu kommen {8.43 f.}, und er läßt sich nicht einfach dadurch lösen, 
daß man das eine mit dem anderen gleichsetzt, wie es bei Revelli durchscheint 
(S. 192 £.). 


Der mitreißendste Teil in Revellis Text ist auf jeden Fall der über die Verände- 
rungen in der Arbeitsorganisation: Wir können ihm hier leider nicht den Raum 
geben, den er verdient. Ehrlich gesagt fällt ins Auge, daß er bei der Beschrei- 
bung des Postfordismus so massiv auf Marketing-Handbücher zurückgreift, eine 
Quelle, bei der der Ideologieverdacht nicht weit liegt. Dagegen fehlt jeglicher 
Bezug auf die reichliche Literatur zum Thema, die zum großen Teil und mit 
Vorliebe der Erneuerung gerade im Automobilsektor gewidmet ist, dem Revellis 
Hauptaugenmerk gehört: Ich verweise hier nur auf die Monographien von Par- 
ker/Slaughter, Jacot, Kern/Schumann, Pollert, Jürgens/Malsch/Dohse, Ken- 
ney/Florida, Appelbaum/Batt; daraus ergibt sich ein Bild, das an einigen Punk- 
ten zu dem im Buch vorgeschlagenen in Widerspruch steht. Ich denke, typisch 
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für die gegenwärtige Phase ist, daß jede kapitalistische Strategie heute versucht, 
einen Neuformierungsprozeß der Arbeiterklasse zum Abschluß zu bringen, der 
vielleicht Flexibilität, Prekarisierung und qualifizierte Arbeit miteinander in 
Einklang bringt, der den Konflikt nicht beseitigt, auch wenn er ihn schwieriger 
macht (andererseits wurde auch seinerzeit beim Taylorismus und beim Fordis- 
mus behauptet, nun stehe das Verschwinden des Konfliktes unmittelbar bevor), 
der den einzelnen Arbeitsplatz flexibler macht, indem er die globale Produk- 
tionskette starrer und damit zerbrechlicher macht. 

Es kommt mir so vor, als habe die ganze Linke, die sich in den letzten 30 
Jahren für die Analyse und die Zukunft der Arbeit interessiert hat, den gleichen 
Kardinalfehler gemacht - einen Fehler, der leider in den jüngsten Schriften von 
Bruno Trentin durchscheint. Diesen Fehler würde ich als Primat des Tayloris- 
mus bezeichnen. Man nehme das tayloristisch/fordistisch/keynesianische Modell, 
von dem wir ausgegangen sind. Die geläufige Interpretation betrachtet den 
Keynesianismus durch die Linse von Ford, und Ford durch die Linse von Tay- 
lor. In dieser Sichtweise erschöpft sich die kapitalistische Ausbeutung der Ar- 
beit restlos im »Druck« auf die Arbeit: Der Postfordismus wäre im Grunde nur 
die Ausweitung dieses Drucks vom Körper auf das Gehirn — oder, noch spiri- 
tualistischer ausgedrückt, auf die »Sceele« — der ArbeiterInnen. 

Ich glaube, es gibt einen ernsthaften historischen Grund für diesen Kardinal- 
fehler. Beim Kampfzyklus Ende der 60er Jahre standen die Kämpfe um die 
Arbeitsverausgabung und die Arbeitsorganisation im Mittelpunkt. Dieser 
Kampfzyklus folgte auf eine seit Mitte der 60er Jahre laufende Phase echter 
tayloristischer Regression in der italienischen Industrie. Das einheimische Kapi- 
tal reagierte damals mit einer Akkumulation ohne Investitionen und einer Inten- 
sivierung der Arbeit bei gegebener Technik auf die Lohnkämpfe am Anfang des 
Jahrzehnts - noch ein Beispiel dafür, daß tayloristische Phasen fast unver- 
meidlich zu Konflikten führen. Die in der Linken gängige Interpretation hin- 
gegen stellte den wirklichen Ablauf der kapitalistischen Entwicklung, wie Marx 
selbst sie verstand, auf den Kopf. Tatsächlich besitzt das Kapital einen inneren 
Antrieb zum technologischen Wandel, zur Kontrolle und Abpressung von Arbeit 
über die Revolution im Maschinensystem. Die direkte und persönliche Kontrolle 
über die Arbeit, wie sie für die absolute Mehrwertabpressung typisch ist, wird 
»beherrscht« von der indirekten und unpersönlichen Kontrolle, wie sie für die 
relative Mehrwertabpressung typisch ist. 


. Marx hat die Hypothese aufgestellt, daß die Revolution in der Arbeitsorganisa- 
tion der Innovation des Prozesses nicht vorangeht, sondern folgt und daß sie 
dem Einzelunternehmen durch die von außen auf sie einwirkende Dynamik der 
Konkurrenz aufgezwungen wird. Wenn man vom umgekehrten Ablauf ausgeht 
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und sich nicht den Zwang bewußt macht, den das System auf die einzelnen 
Abschnitte der Akkumulationsprozesse ausübt, dann kann man den Bruch mit 
- den tayloristischen Methoden mit der Eröffnung von selbständigen Spielräumen 
für die (wie Trentin meint, heute weniger auf ausführende Rollen beschränkte) 
abhängige Arbeit verwechseln. Von ähnlichen Grundannahmen geht die Analyse 
von Revelli aus, wenn sie auch die Situation ganz anders beschreibt und zu 
entgegengesetzten politischen Schlußfolgerungen kommt. Revelli sieht im 
Toyotismus die Zuspitzung des Taylorismus, einen potenzierten Fordismus: 
»wieder eine Form von zugespitzterem Druck auf die eigene Arbeitskraft, auf 
Einteilung der Arbeitszeit, auf die Arbeitsleistung« (S. 182) 
Der epochale »Bruch« besteht für den Turiner Autor in der vollendeten Redu- 
zierung des Arbeiters selbst auf eine Sache, auf eine Ware unter Waren. Da 
wird wieder einmal der unmögliche Traum des Kapitals mit der Wirklichkeit 
verwechselt. Wenn man von Marx ausgeht, stellt sich vielmehr die Frage, ob 
die postfordistischen Arbeitstechniken jetzt nicht dazu dienen, die Restrukturie- 
rung der Arbeitsprozesse und Arbeitsmärkte zu besiegeln, die während der 
totalen Automatisierung in der Großindustrie und der Zerstreuung der Arbeits- 
kraft in alle Winde stattgefunden haben. Und wenn das, wie beim eigentlichen 
Fordismus, nicht funktioniert, sollte man sich fragen, wo die Bruchpunkte die- 
ses scheinbar so allmächtigen Mechanismus liegen. 


7. Was gibt es für uns zu tun? 


Unsere Entgegnung auf einige der Aufsätze in Appuntamenti di fine secolo wird 
sicherlich, je nachdem, des Operaismus, Industrialismus und Produktivismus 
bezichtigt werden. Sicher, meine Analyse ist Lichtjahre entfernt von der, die 
dem Essay von Ingrao/Rossanda zugrundeliegt. Paradoxerweise schrumpft die 
Entfernung, wenn man sich einige der praktischen Schlußfolgerungen ansieht, 
zu denen die beiden Autoren am Ende ihres vierhändig geschriebenen Essays 
kommen, wo sie sich - genau wie ich oben - fragen, ob es nicht verfrüht ist, 
sich von der Arbeit und dem Staat als Orten der gesellschaftlichen und politi- 
schen Aktion zu verabschieden. In diesem Punkt scheinen Ingrao und Rossanda 
zum Glück weniger konsequent zu sein als Autoren wie Gorz, Aznar und La- 
touche, aber auch Revelli und Lunghini, Mazzetti und Ravaioli, die alle - jeder 
auf seine Art — meinen, sowohl die »Arbeitsgesellschaft« als auch die 
»Staatsorientierung« des »kurzen Jahrhunderts« gingen zu Ende. 

Ich kann insbesondere die Beobachtungen von Rossana Rossanda im Brief- 
wechsel teilen. »Ich habe nie gedacht«, schreibt sie, »daß der Mensch sich in 
seinem Verhältnis in und zu der Produktion erschöpft. Außerhalb davon gibt es 
radikale Erfahrungen, angefangen von der Wahrnehmung des Lebens und des 
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Todes, anderer Menschen, der eigenen Sexualität und der von anderen, der 
Liebe, der Angst, des Wachsens, des Verfalls, des Bösen und des Guten, des 
durch Erfahrungen verletzten oder gereiften Sinnes der eigenen Existenz. Der 
Literatur, der Geschichte, der Erinnerung, der Kunst, des Denkens und Rech- 
nens, des Spiel, die in gewissem Maße das Leben jedes und jeder Einzelnen 
durchziehen.« (S. 100 f.) Auch wenn es fragwürdiger ist, was Rossanda danach 
schreibt, nämlich daß die aus dem Marxismus hervorgegangene Bewegung nie- 
mals einen Arbeiterkult betrieben habe. Marx selbst hat gewiß keinen Arbei- 
terkult betrieben, wenn er in der Heiligen Familie feststellte: »Wenn das Prole- 
tariat siegt, wird es nicht die absolute Seite der Gesellschaft; es siegt nämlich 
nur, indem es sich selbst und sein Gegenteil aufhebt.« Aber es besteht wohl 
kein Zweifel, daß nicht nur der Marxismus der Zweiten und Dritten Internatio- 
nale, sondern auch der viel nähere der alten und neuen Linken, die bis in die 
ganzen siebziger Jahre an den Orten der Arbeit präsent waren, immer von der 
Überzeugung der Zentralität der Produktion ausgegangen ist —- auch dann noch, 
als die Arbeiterkämpfe sich gegen das Primat der Produktion wendeten und 
trotzdem eine höhere Würde als die anderen Konflikte beanspruchten. Auch 
deshalb ist die Arbeiterbewegung von den sogenannten neuen Bewegungen, vor 
allem der feministischen und der grünen, auf die Anklagebank gesetzt worden. 
Meiner Ansicht nach liegt hier ein gewissermaßen zwangsläufiges Mißverständ- 
nis vor, das den gegenwärtigen Schwierigkeiten der Politik der Linken zugrun- 
deliegt. Wer (wie Ingrao /Rossanda und in aller Bescheidenheit auch ich) im- 
mer noch glaubt, daß die »Stellung im System der Güter- oder Dienstleistungs- 
produktion und der Zugang zum Austauschsystem« gegenwärtig »Bedingung für 
die Lebensautonomie« ist (S. 101), für den kann der Konflikt um die und in der 
Arbeit nur im Zentrum bleiben - um noch einmal diesen Ausdruck zu gebrau- 
chen, den Rossanda nicht mag. Aber diese gesellschaftliche Zentralität der 
Arbeit im kapitalistischen Akkumulationsmechanismus, der wiederum das Herz 
dieser Gesellschaft ist, kann nicht in eine politische Zentralität der Arbeit über- 
setzt werden: im Sinne einer Hierarchie zwischen den verschiedenen Subjekten, 
die einer arbeitenden Klasse (und ihrer noch dazu besonderen und vergäng- 
lichen Bestimmung) mehr Gewicht gibt. Oder im Sinne der Definition von 
Merkmalen der zukünftigen Gesellschaft gemäß dem Vorwurf von Hannah Arendt 
an Marx: der Kommunismus als eine Gesellschaft von Arbeitern ohne Lohn- 
arbeit. Die Herausforderung, eine antikapitalistische Bewegung aufzubauen, in 
der die verschiedenen Subjekte einander von sich aus Aufmerksamkeit schenken 
und einander die gleiche Würde zuerkennen, ist zugegebenermaßen tatsächlich 
noch unbeantwortet, wie Rossanda im Grunde selbst erkennt, wenn sie bemerkt, 
»wie stark in den neuen Subjekten die Versuchung ist, eine Totalisierung durch 
eine neue zu ersetzen« {S. 145}. Dieses Mißverständnis ist zwangsläufig, weil 
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die verschiedenen »Kommunen«, die sich im Kampf gegen das Kapital — jene 
Kraft, die »alles, was fest ist, in Luft auflöst« — gebildet haben, von Natur aus 
dazu neigen, sich für dauerhaft zu halten. Vielleicht ist diese »subjektive« 
Schwierigkeit die materiellste von allen, und ihre Überwindung der Prüfstein für 
eine authentische Theorie und Praxis des »Übergangs«, die sich wirklich mit 
den von den Grünen und vor allem von der Frauenbewegung aufgeworfenen 
Fragen auseinandersetzt. 

Die Dichotomie zwischen der Analyse von Ingrao/Rossanda und ihren prakti- 
schen Vorschlägen hat jedenfalls ihren Preis: So nämlich bekommt ihr Beharren 
auf.dem Thema Arbeit, ohne jeden Bezug auf die authentischen Dynamiken der 
alltäglichen Explosion der Arbeit, eine idealistische Färbung (»Kann die Arbeit 
noch ein Wert sein«, S.71), und ihr Ruf nach einer alternativen Staatlichkeit 
und einer alternativen Öffentlichkeit, mit denen sie den Dingen von oben eine 
neue Wendung geben wollen, kann nur politizistisch wirken. 

Andererseits, auch wenn meine Überlegungen sich als richtig herausstellen 
sollten — daß die kapitalistische Akkumulation sich ganz und gar nicht auf die 
Verringerung der Arbeit zubewegt und daß die Intervention in die Arbeit über 
die Wirtschaftspolitik laufen muß -, bliebe natürlich die unglaubliche Schwie- 
rıgkeit bestehen, um die dieser Band sich dreht: Wie läßt sich eine Umstruktu- 
rierung des Kapitals organisieren? Was auch immer die Antwort ist, ich glaube 
richt, daß fehlerhafte Analysen und folglich illusorische Antworten dabei hilf- 
reich sein können. Wer weiß, ob nicht einer meiner Freunde recht hat. der 
behauptet, bis jetzt hätten die Marxisten die Welt verändert: Jetzt sci es nötig, 
umzukehren und sie zu interpretieren ®. 
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Nachbemerkung: 


Der Mythos des Keynesianismus und die 
Debatte um die neue, globale Proletarität 


Im Wildcat-Zirkular Nr.25 hatten wir eine Analyse zur Dezemberbewegung 
von Charles Reeve abgedruckt. Er wendet sich am Schluß seines Artikels gegen 
den gesamten Globalisierungsdiskurs und kritisiert ihn als mystifizierendes 
Manöver: »Das wichtigste Wort der neuen anti-neoliberalen Ideologie ist Glo- 
balisierung. Aber was ist Globalisierung wenn nicht die Geschichte des Kapi- 
talismus selbst? (...) Der Neoliberalismus wird wie eine Abweichung von der 
kapitalistischen Politik diskutiert, und nicht als das Resultat des Scheiterns 
interventionistischer Regulierungen zur Sicherung der privaten Kapitalrentabi- 
lität. (...) Das Ziel des mystifizierenden Manövers ist es, kurz gesagt, den wirk- 
lich Verantwortlichen, den Kapitalismus, nicht beim Namen zu nennen. (...) Von 
nun an ist es unverzichtbar, daß wir uns diesem mystifizierenden, patriotischen 
und staatsgläubigen Diskurs entgegenstellen und tatsächlich internationalisti- 
sche Perspektiven voranbringen. Ob in der Form des Wohlfahrtsstaats oder in 
der Form des liberalen Staates, der Kapitalismus ist ein System von Ungleich- 
heit, Ungerechtigkeit und Barbarei.«' 

Bellofiore ist weit entfernt davon, diese radikale Sichtweise zu teilen und stellt 
stattdessen Forderungen an die staatliche Wirtschaftspolitik. Reeve wendet sich 
entschieden dagegen, von linker Seite wieder auf die Politik des Nationalstaats 
Einfluß nehmen zu wollen. Er weist die Auffassung zurück, der Sozialstaat 
könne für uns irgendeine Alternative zum liberalen Staat bieten. Sein Schluß 
liest sich damit auch wie eine Kritik an den Thesen von Karl Heinz Roth, der in 
seiner ausführlichen Analyse zur Proletaritätsthese’ und in jüngeren Texten? die 
Gegensätzlichkeit von Keynesianismus und Neoliberalismus in einer Weise 


(1) Wildcat-Zirkular Nr. 25, S. 25f. Hervorhebungen von mir. 


(2) Karl Heinz Roth, Die neuen Klassenverhältnisse und die Perspektive der Linken - Schwächen 
und Stärken eines überfälligen Diskussionsvorschlags, in: Karl Heinz Roth (Hrsg.), Die Wieder- 
kehr der Proletarität. Dokumentation der Debatte, ISP, Köln 1994. 


(3) Die Linke hat sich aus der sozialen Wirklichkeit entfernt. Interview mit Karl Heinz Roth, in: ak 
391, 1.6.1996, S. 12f. 


25 


betont, über die wir gestolpert sind, da er Keynesianismus als ein gegen die 
Unternehmer und ihre Profitinteressen gerichtetes Projekt darstellt. Während 
Charles Reeve diese Gegensätzlichkeit nur mit einer politischen Parole — die 
mir allerdings gefällt - bestreitet, liefert Bellofiore einige genauere Argumente 
gegen sie und weist darauf hin, daß das linke Klischee eines »tayloristisch- 
fordistisch-keynesianistischen Modells« mit den historischen Tatsachen nicht 
übereinstimmt. 

Die Frage nach dem Charakter und der politischen Bedeutung des Keynesianis- 
mus ist keine wissenschaftliche Spitzfindigkeit. Ob wir die dreißig Jahre nach 
dem Zweiten Weltkrieg als »Goldenes Zeitalter« keynesianischer Steuerung ver- 
klären oder dies als Mystifizierung zurückweisen, ist entscheidend für zu- 
künftige Perspektiven. Lassen wir uns wirklich auf eine neue, globalisierte und 
dadurch wieder revolutionäre Phase von Klassenkampf ein - oder schrecken 
wir davor zurück, alte Brücken, die die Arbeiterklasse an das System gebunden 
hatten, abzubrechen? Es geht nicht darum, den politischen Vorschlag der Pro- 
letaritätsthese zurückzuweisen, im Gegenteil, es soll auf ein Moment von Halb- 
herzigkeit in seiner Ausführung und Begründung hingewiesen werden. 


Wozu brauchen wir eine Verklärung des Keynesianismus? 


»Die alte reformistische Gewerkschaftsbewegung ... existiert überhaupt nicht 
mehr. ... Und Reformisten, die eine vollbeschäftigungsorientierte Politik des 
status quo — die ja immerhin auch eine wirkliche Gegenposition gegen das 
Kapital war — vertreten hatten, sind weitgehend verschwunden.«* Ähnlich hatte 
er sich in dem Buch zur Debatte dagegen gewandt, die Protagonisten keyne- 
sianischer Nachkriegspolitik mit Häme zu überschütten. »Gerade weil wir vor 
25 Jahren aus gutem Grund an der Destabilisierung dieses Regulierungssystems 
von unten her teilnahmen, sollten wir seinen Protagonisten und Strukturen aus 
der Rückschau auf die Ergebnisse allein schon aus Gründen der analytischen 
Genauigkeit gerecht werden.«‘ 

Ein Grund für die Entgegenstellung von »Keynesianismus« und »Neoliberalis- 
mus« sei ein »analytischer«, dessen »Genauigkeit« Bellofiore allerdings bestrei- 
tet. Der Neoliberalismus soll neuartiger und barbarischer wirken, indem er der 
»30jährigen Prosperitätsphase ..., die in der I5Qjährigen Geschichte des Indu- 


"striekapitalismus eine Ausnahme darstellte«° gegenübergestellt wird. Den Unter- 


schied stellen auch Reeve und Bellofiore fest, ohne dem Keynesianismus gleich 


(4) Karl Heinz Roth, in: ak 391, a.a.O. (Hervorhebung von mir) 
6)  aa0,S.171. 
(6) ebenda. 
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einen anti-kapitalistischen Anstrich zu geben. Und Bellofiore kritisiert gerade 
die Vorstellung, der Keynesianismus sei eine Ausnahme in der Geschichte des 
Kapitalismus gewesen. 


Ein zweiter Grund für die Gegenüberstellung besteht für reformistische Linke in 
der Absicht, Propaganda für einen neuen Linkskeynesianismus bzw. eine globa- 
le Regulierung zu machen. Dagegen verwahrt sich Karl Heinz Roth aber aus- 
drücklich: Spielräume für reformistische Konzepte seien nicht mehr vorhanden 
und es ließe sich schon deshalb nicht mehr an keynesianischen Konzepten an- 
knüpfen, weil das gesamte Instrumentarium solcher Planung abgeräumt sei. War- 
um dann diese zugespitzte Gegenüberstellung von zwei kapitalistischen Ent- 
wicklungskonzepten? Vielleicht liegt die Antwort schon in der Art, wie Roth 
reformistische Perspektiven zurückweist: nicht durch eine inhaltliche Kritik (im 
Gegenteil, die nimmt er weitgehend zurück im Vergleich zu früheren Überle- 
gungen), sondern durch den Verweis auf die Nichtmachbarkeit von Refor- 
mismus. Der Adressat dieses Arguments können nur reformistische Kräfte sein, 
die von ihrem vergeblichen Tun ablassen sollen. Das mag taktisch gedacht sein, 
ich bezweifle aber die Tauglichkeit dieser Taktik. Gerade in Krisenmomenten 
bekommen linksgewerkschaftliche und reformistische Strömungen Auftrieb. Es 
ist eher beängstigend, mit wie wenig Mobilisierung und Generalstreik-Gebim- 
mel sich der DGB wieder in Szene setzen kann. Und auch die Herrschenden 
sind sich über die politischen Gefahren eines »Turbo-Kapitalismus«, wie er in 
den USA genannt wird, im Klaren und diskutieren ein Gegensteuern, um 
revolutionären Entwicklungen zuvorzukommen.’ Das Argument, es gäbe keinen 


(7) Siehe z.B.: Ethan B. Kapstein: Workers and the World Economy, in: Foreign Affairs, 75 (1996) 
May/June, Nr. 3, auf den sich auch die liberale »Zeit« in ihrem Leitartikel vom 26.7.1996 bezieht. 
»Hinter dem Schlagwort von der Globalisierung verbirgt sich wenig mehr als die Kapitulation der 
Politik vor dem Primat der Ökonomie«, stellt sie fest und fordert die ökonomischen Großmächte 
auf, »den Märkten einen sozialen und ökologischen Rahmen zu zimmern«! Der Gegensatz von 
»Markt« und »Staat« ist so falsch, wie schon das Bild von Karl Polanyi von der »Großen Trans- 
formation«, auf das sich Epstein und auch Roth beziehen: aufgrund des »Versagens der Mark- 
tutopie« (The Great Transformation, S.292) sei zu Beginn dieses Jahrhunderts eine Transfor- 
mation in Gang gekommen, in der den »selbstregulierten Märkten« (insbesondere für Arbeit, 
Boden und Geld) Fesseln angelegt wurden. Der mittlerweile modisch gewordene Bezug auf 
Polanyi stützt sich weit mehr auf diese falsche Entgegensetzung, statt auf seine wichtigen 
historischen Einsichten in den Charakter von Märkten als geschaffenen Institutionen — was er 
selber wieder vergißt oder nur als historische Entstehunggeschichte behandelt, wenn er die 
Ideologie der »selbstregulierten Märkte« für bare Münze nimmt. Viel treffender ist es da schon, 
den Kern der »Globalisierung« als eine globale Planwirtschaft der multinationalen Konzerne zu 


Charakterisieren, wie es Edward Goldsmith tut (Das Gesetz der Multis. Neue Kolonialreiche, in: 
Le Monde diplomatique 4/96). 
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Spielraum mehr für Reformisten (selbst nicht mehr für Helmut Kohl*), ist wenig 
überzeugend. Schlimmer, es führt uns bei der Bestimmung einer neuen revolu- 
ttonären Perspektiven in die Irre und hält ein Hintertürchen für die globalen 
Regulierer und Reformisten offen. Die eigentliche Herausforderung und Auf- 
gabenstellung der Proletaritätsthese, nämlich mit dem Kapitalismus in all seinen 
Spielarten Schluß zu machen, wird damit relativiert. 


Kalecki — ein antikapitalistischer Kapitalist? 


Als einen Kronzeugen für die Gegensätzlichkeit des Keynesianismus nicht nur 
zum Neoliberalismus, sondern auch zu den Kapitalinteressen als solchen, beruft 
sich Karl Heinz Roth auf den Linkskeynesianer Michal Kalecki” und seinen 
berühmten Aufsatz »Politische Aspekte der Vollbeschäftigung«. Dort hatte 
Kalecki schon 1943 auf ein grundlegendes Dilemma des Keynesianismus hinge- 
wiesen, der die Interessen der Arbeiter und der Kapitalisten an dem Punkt Voll- 
beschäftigung zusammenbringen wollte. 

Einleitend wundert er sich, warum die Unternehmer »einer Aufrechterhaltung 
der Vollbeschäftigung durch Staatsausgaben« soviel Widerstand entgegensetzen, 
»denn eine Output- und Beschäftigungserhöhung kommt ja klarerweise nicht 
nur der Arbeiterschaft zugute, sondern auch der Geschäftswelt, da sie deren 
Profite erhöht.«'’ Dann führt er drei Gründe für den Widerstand der Unter- 
nehmer an: 

l. Sie möchten nicht, daß sich der Staat in das Beschäftigungsproblem einmischt. 
In einer liberalen Wirtschaft hängt das Beschäftigungsniveau allein von ihren 
Gewinnerwartungen ab, also können sie Druck auf den Staat ausüben, günstige 
Rahmenbedingungen für Gewinne zu schaffen. Hat aber der Staat eigene Instru- 
mente zur Beschäftigungserhöhung, so verlieren sie dieses Druckmittel. 

2. Der Verwendungszweck der staatlichen Ausgaben bereitet ihnen Sorgen: bei 
Investitionen besteht die Gefahr, daß der Staat in Bereichen investiert, die zuvor 
der Privatwirtschaft vorbehalten waren, den Privatinvestitionen also An- 


(8) »Die Bundesregierung hat zur Zeit einen wirklichen Gegner in diesem Land, das ist das reale 
Kapital, das sind die Arbeitgeber- und Unternehmerverbände. Das sind die wirklichen Gegner 
von Helmut Kohl geworden.« Karl Heinz Roth, Interview, in: ak 391. 


(9) Die nachträgliche Verklärung des Keynesianismus erinnert an die Art, wie von einigen dem 
Realsozialismus nachgetrauert wird. Der Bezug auf die Person Kalecki scheint beides zu enthal- 
ten, da er sowohl im kapitalistischen Westen wie im Realsozialismus an Problemen der wirt- 
schaftlichen Planung arbeitete. 

(10) Michal Kalecki, Politische Aspekte der Vollbeschäftigung (1943, 1971), in: ders., Krise und 


Prosperität im Kapitalismus. Ausgewählte Essays 1933-1971, Marburg 1987, S.235 (Hrvh. von 
mir). 
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lagesphären entzogen werden. Bei der Förderung des Massenkonsums wird das 
Grundprinzip der kapitalistischen Ethik »Im Schweiße deines Angesichts sollst 
du dein Brot verdienen« verletzt. 

3. Befürchtungen über die sozialen und politischen Veränderungen, die bei Voll- 
beschäftigung als Dauerzustand eintreten würden: Kündigungen würden nicht 
mehr als Disziplinierungsmittel wirken, die soziale Position der Chefs würde 
untergraben, in der Arbeiterklasse würden Selbstsicherheit und Klassenbewußt- 
sein wachsen, Streiks würden wahrscheinlicher. Rein rechnerisch, in den ma- 
thematischen Modellen von Kalecki und Keynes, wären selbst bei steigenden 
Löhnen die Profite höher als in einer Laisser-faire-Wirtschaft. »Jedoch werden 
von den Mächtigen der Wirtschaft Arbeitsdisziplin« und »politische Stabilität« 
höher bewertet als die Profite.« Ihr »Klasseninstinkt« sagt ihnen, daß eine ge- 
wisse Arbeitslosigkeit immer notwendig ist. Kalecki fragt sich dann, was dies 
für die tatsächliche Entwicklung bedeutet: a) der Faschismus hat dieses Dilem- 
ma durch unmittelbaren politischen Druck und Aufhebung der Demokratie ge- 
löst; b) in Demokratien entsteht daraus ein »politischer Konjunkturzyklus«: in 
Depressionsphasen müssen die Unternehmer wohl oder übel staatliche Eingriffe 
über Budgetdefizite hinnehmen, weil der Druck der Massen zu stark wird; 
kommt es dann zum Boom, so steigen die Preise und die Arbeiter geraten außer 
Kontrolle, die Industriekapitäne brennen darauf, ihnen eine Lektion zu erteilen, 
und können zusammen mit den von den Preissteigerungen betroffenen Rentiers 
die Regierung zur Rücknahme des Budgetdefizits bewegen, die Konjunktur geht 
zurück. 


Soweit Kalecki. Er argumentiert nicht gegen den Kapitalismus und das Profit- 
streben, sondern gegen die Dummheit der Kapitalisten, die Arbeitsdisziplin 
höher schätzen würden als ihre Profite. Roth wertet dies als eine »scharf- 
sichtige« Bemerkung über den Gegensatz der keynesianischen Reform gegen 
das Unternehmerinteresse.'' Auch Bellofiore bezieht sich auf diesen Aufsatz 
von Kalecki, aber aus einem ganz anderen Grund - Kalecki habe hier auf das 
Dilemma und die Instabilität einer Politik der Vollbeschäftigung hingewiesen. 
Bellofiore verwechselt dabei nicht das von den Keynesianeren gezeichnete Bild 
einer effektiven Wirtschaftssteuerung mit der Realität. Indirekt weist er auf den 
Unsinn der im Aufsatz behaupteten Gegensätzlichkeit von Profitstreben und 
kapitalistischem Klasseninstinkt hin. Nur aufgrund seiner politischen Absicht 
einer Klassenversöhnung denkt Kalecki nicht zuende. Denn würde er seine rein 
makroökonomischen Modellrechnungen verlassen, nicht nur die Verteilung des 
volkswirtschaftlichen Gesamtprodukts, sondern auch seine Entstehung in der 


(11) Die neuen Klassenverhältnisse..., a.a.O., S. 170. 
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Fabrik, also am Ort der Ausbeutung betrachten, so würde er sehen, daß die 
Kapitalisten so dumm nicht sind. Sie wissen, daß Profite erst produziert werden 
müssen, bevor sie als makroökonomische Größen in Herrn Kaleckis Schemata 
auftauchen können, und daß diese Produktion zwar nicht unbedingt durch stei- 
sende Löhne, sehr wohl aber durch nachlassende Arbeitsdisziplin und eine 
Gefährdung des kapitalistischen Kommandos über die Arbeiterinnen beeinträch- 
tigt werden kann.'” 


Gab es einen Keynesianismus? 


Karl Heinz Roth macht aus diesem unsinnigen Gegensatz der keynesianischen 
Förderer des Profits gegen die Unternehmer eine antikapitalistische Haltung. '* 
Sollten wir uns angesichts dieser frühen Einsicht (1943!) eines Keynesianers in 
die politische Unmöglichkeit einer durch staatliche Nachfrageförderung erzeug- 
ten Vollbeschäftigung nicht eher fragen, ob es tatsächlich eine solche Politik 
war, die zu der Vollbeschäftigungsphase nach 1945 führte? Bellofiore bestreitet 
das mit einigen wichtigen Hinweisen (nicht die Nachfrage nach Konsumgütern, 
sondern nach Investitionsgütern war treibend; Rolle der Kredite für Investitio- 
nen usw.). Bellofiore deutet auch an, welche Funktion dabei der Keynesianis- 
mus hatte, der in aller Munde war — eine proklamatorische. 


Theoretisch war der Keynesianismus weit davon entfernt, die neoklassiche 
Vorstellung von sich selbst regulierenden Märkten, also vom Kapitalismus als 
einer Marktwirtschaft, bei der die Verteilung der produktiven Ressourcen über 
die Nachfrage auf den Märkten reguliert wird'*, grundsätzlich zu kritisieren. 
Wie Keynes selbst sagte, solle der staatliche Eingriff lediglich dazu beitragen, 
einen Rahmen herzustellen, in dem dann wieder eine solche Selbstregulation 
und die ökonomischen Gesetze der Neoklassik zu ihrem Recht kämen. 

Keynesianismus als Staatsphilosophie - das war seine wesentliche Funktion — 
verband also zwei Elemente auf geniale Weise: er beließ den Märkten ihr Recht 


(12) Bellofiore, an der Diskussion um Schumpeter geschult, fällt im Unterschied zu Roth das eigent- 
lich Besondere an diesem Aufsatz von Kalecki auf: daß nämlich ein keynesianischer Ökonom 
überhaupt Vorgänge im Inneren des Produktionsprozesses diskutiert - diese aber als Keyne- 
sianer nicht konsequent zuende denken kann. 


(13) Dabei übernimmt er an vielen Punkten unhinterfragt die keynesianische Auffassung von der 
»Liquiditätspräferenz« der Geldvermögensbesitzer als krisenverschärfende Ursache. Der Ge- 
gensatz des Keynesianismus gegen diese verstärkt so den Eindruck seines antikapitalistischen 
Charakters. 

(14) Siehe die ersten Überlegungen zu einer Kritik dieser Vorstellung im Wildcat-Zirkular Nr. 24: »Ist 
der Kapitalismus eine Marktwirtschaft?« 
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und legitimierte zugleich ein bestimmtes Eingreifen des Staates, das auf den 
Ausgleich gegensätzlicher Klasseninteressen ausgerichtet war = und damit diese 
Gegensätzlichkeit auch anerkannte.'” Im Keynesianismus als makroökonomi- 
scher Theorie wurde die Gegensätzlichkeit dieser Interessen auf den Gegensatz 
von Profit und Lohn reduziert und ihre Vereinbarkeit als möglich, ja sogar als 
Bedingung des günstigsten Entwicklungspfades einer kapitalistischen Ökonomie 
»bewiesen«. Keynesianismus war damit eine ideale Legitimationstheorie, mit der 
Regierungen den wirtschaftlichen Aufschwung auf ihr eigenes Konto verbuchen 
konnten. Daß demgegenüber die neoliberalistische Ideologie Helmut Kohl & Co. 
nackt dastehen läßt, ist sicherlich ein politisches Problem. Aber es verrät uns 
genausowenig über die Gründe der ökonomischen Entwicklung wie die keyne- 
sianische Theorie über den Aufschwung nach 1945 und das vermeintliche »Gol- 
dene Zeitalter«. Die Gründe für diesen Aufschwung sind viel eher in Revolution 
der Arbeiterklasse, Krieg, imperialistischer Neuordnung und der gewaltigen 
Umstrukturierung im Produktionsprozeß zu suchen als in einer Theorie der 
antizyklischen Nachfragesteuerung, die bei der ersten Nagelprobe passen mußte. 
Wenn wir — aus welchen Gründen auch immer — ein falsches Bild von dieser 
vergangenen Phase zeichnen, dann werden wir uns auch bei der Bestimmung 
zukünftiger revolutionärer Perspektiven den Weg verbauen und das Feld den 
rechten und linken globalen Re-Regulierern überlassen, die schon in den Start- 


löchern sitzen.'° 8 F./Köln 


(15) Dieses Moment in der Theorie von Keynes, zum ersten Mal innerhalb der ökonomischen Theo- 
rie des Kapitals die Eigenständigkeit und den Antagonismus der Arbeiterklasse anerkannt zu 
haben, hat Toni Negri in der Schrift »Die kapitalistische Theorie des Staats seit 1929: John M. 
Keynes« von 1968 klar herausgearbeitet. »Die politische Revolution der Arbeiterklasse kann nur 
verhindert werden, indem das neue Kräfteverhältnis anerkannt wird, nur indem die Arbeiterklas- 
se innerhalb eines Mechanismus zum Funktionieren gebracht wird, der den ständigen Macht- 
kampf in ein dynamisches Element des Systems sublimiert und ihn auf der anderen Seite kon- 
trolliert, insofern er funktionalisiert wird auf eine Reihe von Zuständen des Gleichgewichts, auf 
die hin die verschiedenen Phasen der Revolution der Einkommen von Mal zu Mal sich ausrich- 
ten und stabilisieren.« Dabei untersucht er allerdings nicht genauer die Frage, ob die von Key- 
nes empfohlenen und nach 1945 teilweise durchgeführten wirtschaftspolitischen Maßnahmen 
tatsächlich der Grund für die langanhaltende expansive Phase gewesen sind. Es geht ihm 
darum, die Theorie von Keynes »rückwärts« zu lesen, d.h. sie als Theorie der notwendig ge- 
wordenen Anerkennung des Antagonismus zu entschlüsseln. 


(16) Neben dem erwähnten Artikel in Foreign Affairs ist das Buch von Jeremy Brecher und Tim 
Costello, Global Village or Global Pillage. Economic Reconstruction From the Bottom Up, South 
End Press 1994, das demnächst auf Deutsch erscheinen soll, ein Musterbeispiel für solche 
Reqgulierungsideen von linker Seite. 


31 


»Proletarier aller Länder vereinigt Euch« 


— Parallelen zwischen Beginn und Ende des 20.Jahrhunderts!? 


Der folgende Artikel aus der Labour History befaßt sich mit der Organisierung 
asiatischer Arbeiterlnnen in den USA durch die Industrial Workers of the World 
(IWW) im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts. Wir haben diesen Artikel über- 
setzt, weil er einige Punkte anspricht, die auch in der gegenwärtigen Situation 
über die ArbeitsmigrantInnen auftauchen, die hier auf dem Bau oder in anderen 
Bereichen - zum Teil für sehr niedrige Löhne - arbeiten. 

Damals gab es eine Kampagne für die Verhinderung asiatischer Einwanderung 
und die Abschiebung von AsiatInnen, die schon in den USA waren. Unterstützt 
wurde die Kampagne auch von der American Federation of Labour (AFL), die 
vor allem männliche amerikanische Facharbeiter europäischer Herkunft vertrat. 
Dabei ging es, wie heute bei der Diskussion um sogenannte "Billiglöhner" und 
Mindestlöhne auf dem Bau, um die Sicherung der Bedingungen der "einheimi- 
schen" ArbeiterInnen gegen die "Konkurrenz" der Einwanderer. Die IWW setzte 
dagegen, daß eine solche Strategie nicht funktioniere, da das Kapital sich inter- 
national organisiere und bewege. Sie zogen eine Linie zu den miesen Ar- 
beitsbedingungen im damaligen Japan und der "Standortverlagerung" amerikani- 
scher Unternehmen eben dorthin. 

Die IWW wandte sich entschieden gegen die Ausweisungskampagne, versuchte, 
auch asiatische ArbeiterInnen zu organisieren und betonte das gemeinsame 
Interesse der ArbeiterInnen "aller Länder". 


(Einige Begriffe in der damaligen Diskussion mögen heute eigenartig klingen. 
Hier ein paar Anmerkungen zur Übersetzung: 

"racial" habe ich mit "rassisch" übersetzt, moderner wäre ethnisch; im Amerika- 
nischen wird von "organizer" gesprochen, was ich mit "Aktivist" übersetzt habe; 
die IWW spricht von "industrial", "industrialist", und meint ihre eigene Art der 
gewerkschaftlichen Organisierung, branchen- und berufsübergreifend, im Ge- 
gensatz zu der ständischen und berufsbezogenen der AFL, hier als "gewerk- 
schaftlich" übersetzt, weil das sonst immer einen Nebensatz erfordern würde; 
"exclusion" in Bezug auf die Kampagne gegen die AsiatInnen bedeutet mal 
"Ausweisung" und mal "Abweisung", z.B. an den Grenzen; die Bezeichnung 
"Orient" bezieht sich auf unseren Fernen Osten, "Orientals" sind AsiatInnen.) 
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Die IWW und die Organisierung 
asiatischer ArbeiterInnen 
im frühen 20. Jahrhunderi 


von Daniel Rosenberg 
(Aus: Labour History, Vol.36/Winter 1995, No.1) 


Der folgende Text beschreibt die Vorrantreibung einer Organisierung asiatischer 
ArbeiterInnen in den USA durch die Industrial Workers of the World (IWW). 
Auch wenn das innerhalb der Arbeiterbewegung seit den 1870ern eine Min- 
derheitenposition war, finden sich später immer wieder Zeichen der Solidarität 
zwischen asiatischen und nichtasiatischen ArbeiterInnen. Die unten folgende Er- 
klärung aus dem ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts belegt dies. 
Vorherrschende Politik der American Federation of Labour (AFL) und zuvor 
der Knights of Labor war die Verhinderung der Einwanderung von AsiatInnen 
und die Unterwerfung derjenigen, die schon Teil der amerikanischen Arbeiter- 
schaft waren. Infolgedessen unterstützte die AFL unter anderem breite Kampa- 
gnen für die Ausweisung chinesischer und japanischer ImmigrantInnen. Sie 
unterstützte die Verabschiedung von Gesetzen, die politische und wirtschaftliche 
Grundrechte von AsiatInnen in den USA, sowie den Zugang zu Bildungsein- 
richtungen, stark einschränkten. Die Verachtung für die AsiatInnen war bedeu- 
tender und prägender Teil des amerikanischen Rassismus. 


Die geschichtliche Entwicklung zeigt, daß weder die Mehrzahl der frühen Radi- 
kalen noch die Sozialistische Partei in den ersten Jahren des Jahrhunderts die 
gewerkschaftliche Organisierung von AsiatInnen in Amerika unterstützten, 
obwohl viele ihre Verbundenheit mit den Prinzipien der Solidarität bekundeten. 
Nur die Ausnahme waren Leute wie J.P. McDonnell, Victoria Woodhull und 
einige anderc aus den sozialistischen und marxistischen Bewegungen nach dem 
Bürgerkrieg.” Die historischen Quellen lassen vermuten, daß die IWW eine der 
ersten (nicht ausdrücklich asiatischen) Organisationen der Arbeiterklasse war, 
die aktiv asiatische ArbeiterInnen rekrutierte. Es gab aber einen wichtigen 


(1) Alexander Saxton, The Indispensable Enemy: Labor and the Anti-Chinese Movement in California, 
Berkeley, 1991. 
(2) Philip S. Foner and Daniel Rosenberg, Racism, Dissent, and Asian Americans, Westport, 1993. 
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Unterschied zwischen der herkömmlichen, grundsätzlichen Wiederholung des 
Standpunktes von der gemeinsamen Sache aller Völker, die Teile der Arbeiter- 
schaft sind, und der eindeutigeren Position in dieser Frage, so wie sie durch die 
Wobblies vertreten wurde. Trotz gegenläufigen und verbreiteten Tendenzen, 
Strategien und Traditionen ging die IWW direkt auf die farbigen Arbeiterinnen 
zu, wie das später in weit umfassenderer Weise von den kommunistischen 
Gewerkschaftern vorangetrieben wurde, die von der Depression geprägt waren 
und ein ausdrücklich antirassistisches Programm vertraten.’ Die Position der 
IWW unterschied sich von der für Eugene Debs charakteristischen Position der 
multirassischen Solidarität, die er 1905, zwei Jahre vor der Gründungsversamm- 
lung der IWW, veröffentlichte: "Wir haben den Negern nichts Besonderes zu 
bieten, und wir können auch nicht getrennt für alle Rassen werben. Die sozia- 
listische Partei ist die Partei der gesamten Arbeiterklasse, unabhängig von ihrer 
Hautfarbe - der Arbeiterklasse der ganzen Welt."* Während Debs die letzte 
Formulierung meist wörtlich nahm und sich gegen rassische Diskriminierung 
wandte, kann dies für prominente Zeitgenossen aus der sozialistischen Bewe- 
gung nicht gesagt werden. Debs selbst "bestand immer auf absoluter Gleichheit. 
Aber er versäumte es anzuerkennen, daß manchmal besondere Maßnahmen 
nötig waren, um diese Gleichheit zu erreichen." 


Forscher haben nachgewiesen, daß die IWW sich durchgängig für das Zusam- 
menwirkgn von asiatischen und nicht-asiatischen ArbeiterInnen eingesetzt hat 
(als Teil einer Herangehensweise, bei der die Bedeutung der multirassischen 
Zusammenarbeit gegen die weiße Vorherrschaft betont wird®). Außerdem wurde 
die Unterstützung der multirassische Gewerkschaftspolitik’ und der IWW durch 
die asiatischen AmerikanerInnen herausgearbeitet. So in der kalifornischen 
Frucht- und Gemüseindustrie, in der 1908 die anarchistisch geführte Fresno 


(3) Bruce Nelson, Workers on the Waterfront: Seamen, Longshoremen, and Unionism in the 1930s, 
Urbana, 1988, 84-86. 

(4) Ray Ginger, The Bending Cross, New Brunswick, 1949, 260. 

(5) Ginger, 261. Debs Widerstand der anti-asiatischen Neigung anderer sozialistischer Führer. Aber 
seine Opposition war nicht so deutlich wie die des schwarzen sozialistischen Geistlichen George 
Washington Woodbey. Siehe seine Rede in National Convention of the Socialist Party held in 
Chicago, illinois, May 10 to 17, 1980, Stenographic Report, Chicago, 1908, 106-107. 


(6) Die IWW-Organisierung von weißen und schwarzen Holzfällern war wegweisend: James R. Green, 
Grass-Roots Socialism, Baton Rouge, 1978, 204-221. 


(7) Tomas Almuguer, "Racial Domination and Class Conflict in Capitalist Agriculture, Labor History, 25 
(1984), 325-349. 
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Labor League entstand, die Verbindungen zur IWW hatte,' die deren Ent- 
wicklung unterstützte. Anfangs bestand die Mitgliedschaft aus 4000 japanischen 
Traubenpflückern.’ Die Wobblies wehrten sich gegen die Beschwörung einer 
"gelben Gefahr", ein in der Arbeiterbewegung an der pazifischen Küste außer- 
gewöhnlich weit verbreitetes Konzept.'” Melvyn Dubrovsky schreibt: "Anders als 
die AFL (oder was das betrifft auch alle anderen amerikanischen Arbeiter- 
organisationen), die sich weigerte, AsiatInnen zu organisieren und versuchte, 
diese über Gesetze aus dem Land rauszuhalten, wandte sich die IWW gegen die 
Ausweisungsgesetze und suchte aktiv asiatische Mitglieder."'' Die erstmal ähn- 
lich scheinende Position der United Mine Workers Union vom ersten Jahrzehnt 
des Jahrhunderts sollte nicht mit der Position der Wobblies gleichgesetzt wer- 
den, wie einer der Historiker betonte: erstere, so meint er, sei durch Zweck- 
mäßigkeit begründet und blieb im wesentlichen anti-japanisch. In dieser Frage 
stand die IWW in dieser Zeit im Grunde genommen allein.'* 


Die Position der IWW - chinesische, japanische und andere asiatische Arbeite- 
rInnen sollten in gleichem Maße wie weiße ArbeiterInnen organisiert werden — 
wurde durch den Congress of Industrial Organizations in den 30ern und 40ern 
fortgesetzt. Die Feststellung, daß die Organisierung von Leuten unterschiedlicher 
Hautfarbe außergewöhnliche Anstrengungen und besonderen Widerstand gegen dis- 
kriminierende Praktiken verlange, wurde Bestandteil der Strategien linksgeführter 
CIO-Gewerkschaften mit großer schwarzer Mitgliedschaft, z.B. der National Mari- 
time Union." CIO-Gewerkschaften in Häfen, der Lebensmittelindustrie und in 
Konservenfabriken organisierten tausende von AsiatInnen der ersten und folgender 
Generationen.'* Folglich übernahm ein wichtiger Teil der Arbeiterbewegung die 
außergewöhnliche Position der Wobblies und einiger Vorläufer und trug sie weiter. 
Der nun folgende Text stammt von J.W. Walsh, einem der scharfsinnigsten 
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Wobbly-Sprecher für die Organisierung von chinesischen und japanischen Ar- 
beiterInnen. Walsh hat auch anderswo zu diesem Thema Stellung bezogen." Als 
Sozialist mit der Erfahrung von Einsätzen in Alaska und dem pazifischen Nord- 
westen wurde er IWW-Aktivist in Portland, Oregon.'° Walsh baute die "Over- 
alls Brigade" auf, die 1908 vom Nordwesten hinüber zur Wobblies-Versamm- 
lung in Chicago reiste und dabei "auf der Route Propaganda-Kundgebungen 
abhielt, auf denen auch Lieder gesungen wurden".'” Nachdem er IWW-Aktivist 
in Spokane geworden war, baute Walsh innerhalb kürzester Zeit eine schlag- 
kräftige Ortsgruppe mit mehreren tausend Mitgliedern auf. Im Mittelpunkt der 
Aktivitäten von Walshs Ortsgruppe standen die Praktiken von Unternehmer- 
"Haien", also korrupten Arbeitsvermittlern.'* Als die Behörden den Wobblies 
das Reden auf Straßenkundgebungen verboten, war Walsh einer der ersten, die 
festgenommen wurden. Sie bestanden auf dem Recht der freien Rede und 
begannen damit einen legendären Kampf für diese elementare Freiheit.' 

Obwohl die IWW andere Erklärungen veröffentlichte, die der unten folgenden 
von Walsh ähneln, sind nur wenige davon so deutlich ausformuliert und ein- 
dringlich. Walsh übernimmt die von Debs vorgebrachte Ablehnung rassischer 
Unterscheidungen bei der Organisierung von ArbeiterInnen und führt sie weiter. 
Er verbindet traditionelle Elemente mit neuen Einsichten. Er setzt sich beson- 
ders für die AsiatInnen ein, als Menschen, als GewerkschafterInnen und als 
standhafte Streikende. Er legt besonderen Wert auf ihre Organisierung. Auch 
wenn das in der Geschichte der Arbeiterbewegung nichts Neues war, so gab 
Walsh dieser Richtung doch neuen Raum und Nachdruck. Historiker haben in 
seiner Beschreibung der Sailors' Union an einigen Punkte die Nähe zu rassi- 
stischen Vorurteilen gesehen - und dies damit als wenig überzeugend bezeich- 
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japanischen Kollegen nehmend frage ihn dann, ob es nicht schlauer wäre, sich mit dem Japaner 
zusammenzutun, um mehr Lohn und weniger Arbeitsstunden von dem zu erzwingen, der sie beide 
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net.” Walsh findet asiatische GewerkschafterInnen wenigstens ebenso verläßlich, 
wenn nicht verläßlicher als weiße GewerkschafterInnen. Er sieht den wahren Ur- 
sprung der anti-japanischen Feindseligkeit in der Angst der amerikanischen Mittel- 
schicht vor der zukünftigen Konkurrenz eingewanderter Händler. Er besteht darauf, 
daß weiße Kleinhändler die neu ankommenden asiatischen Konkurrenten in diesel- 
be Kategorie stecken wie die "jüdischen Kaufleute", ein Klischee, das er ohne 
Kommentar übernimmt. Das war nicht das erste Mal, daß anti-asiatischer Ras- 
sismus mit Antisemitismus verglichen wurde.”' Noch war es das einzige Mal, 
daß ein weißer Verteidiger asiatischer ArbeiterInnen ein herablassendes Image 
für seine Argumentation benutzt. So reduzieren z.B. einige von ihnen die Iren?” 
auf bestimmte Rollen. Wobei die Iren wohl zu denen gehören, auf die sich 
Walshs ironischer Seitenhieb gegen die voreingenommenen "Ausländer, die erst 
vor kurzem ihre Einbürgerungspapiere bekommen haben", bezieht. 


Eigentlich vermeidet Walsh aber solche spalterischen Kategorien (er beobachtet 
- ohne sich dafür rechtfertigen zu müssen — daß in der IWW auch "Japse", 
"Chinks", "Dagoes" und "Nigger" sind). Gleichzeitig sieht er die kommenden 
Entwicklungen an der pazifischen Küste voraus, die kurz darauf in strengen 
Beschränkungen für "ausländisches" Eigentum gipfeln sollten. Sein Bezug auf 
die Ursprünge der anti-asiatischen Stimmungen in der Mittelschicht und seine 
Annahme, daß "die Mehrzahl" der asiatischen Neuankömmlinge "kleine Händler 
sind", bleiben Verallgemeinerungen. Aber der besondere Druck, der von weißen 
Farmern aus der Mittel- und Oberschicht ausgeübt wurde, und andere, vielleicht 
noch einflußreichere Interessen sorgten bald dafür, daß in mehreren westlichen 
Bundesstaaten die Rechte auf Landbesitz für japanische Farmer deutlich einge- 
schränkt wurden.”* Diese Entwicklung gehört zur politischen und wirtschaftli- 
chen Vorgeschichte der Deportation japanischer AmerikanerInnen in Konzen- 
trationslager durch die US-Regierung während des Zweiten Weltkriegs. Pläne 
dazu wurden schon vor dem Angriff auf Pearl Harbor erörtert.” 


Walsh stellt eine fast unerträgliche Verschlechterung der Bedingungen japani- 
scher ArbeiterInnen durch den japanischen Kapitalismus unter Mithilfe von 
amerikanischen Konzernen fest. In Japan waren sie zu einer Quelle billiger 
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‚Arbeitskräfte für japanische und andere Industrielle geworden. Walsh zeigt ein 
beständiges Interesse an der Lage der japanischen ArbeiterInnen in ihrem Her- 
kunftsland, ein nicht unübliches Thema in der Wobbly-Presse.”° Sie aus den 
USA rauszuhalten, hieße nur, sie in ihrer Lage zu belassen. Gleichzeitig pro- 
fitierten davon diejenigen amerikanischen Firmen, die versuchten, dem gewerk- 
schaftlichen Einfluß zuhause zu entkommen. Walsh betont, daß rassische und 
nationale Abschottung die ArbeiterInnen anderswo nur noch mehr den Raubzü- 
gen des mobilen Kapitals aussetze, weil "der Kapitalismus international ist und 
keine Grenzen oder Rassenunterschiede anerkennt". Heutige Tendenzen und 
Diskussionen vorwegnehmend schlußfolgert Walsh, daß die amerikanische 
Arbeiterbewegung nur dazugewinnen könne, wenn sie eine internationale Sicht- 
weise übernehme, die sich auf praktische Zusammenarbeit über rassische und 
nationale Grenzen hinweg stützt. 


J.H. Walsh: Die Ausweisung der Japaner und Chinesen, oder: 
Gewsrkschaftliche Organisierung, aber welche?” 


Die Frage der Ausweisung der Orientalen hat soviel Aufmerksamkeit auf sich 
gezogen und soviel Diskussionen ausgelöst, vor allem an der pazifischen Küste, 
daß es angebracht ist, die Hintergründe davon genauer zu untersuchen. Soweit 
bekannt, sind die /WW die einzige Organisation, die jemals irgendwelche An- 
strengungen unternommen hat, Japaner und Chinesen in diesem Land zu organi- 
sieren. Deshalb ist ein kurzer Artikel vom gewerkschaftlichen Standpunkt, 
ausgehend von praktischen Erfahrungen mit diesen Leuten, für die Leser des 
Bulletins wohl von Interesse. Außerdem wird er ebenso lehrreich für etliche der 
sogenannten amerikanischen Sozialisten sein. Die geben vor, Sozialisten zu 
sein, weil sie ein wissenschaftliches Verständnis von Ökonomie haben, und 
treten dabei für die Ausweisung dieser Leute aus "unserem" Land ein. 

Um das am Anfang mal klar zu sagen, die ganze Aufregung und die Ausein- 
andersetzung um die Ausweisung der Orientalen im "Interesse der »weißen« 
arbeitenden Männer und Frauen", werden - gemäß der Agitation der "Oriental 
Exclusion League" — in der Mehrzahl von Ausländern vorgetragen, die erst vor 
kurzem ihre Einbürgerungspapiere bekommen haben. Aber ich muß natürlich 
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auch den Punkt erwähnen, der hier einfach erwähnt werden muß, daß nämlich 
der ganze Kampf um die Ausweisungen im Interesse des "armen Arbeiters" ge- 
schieht. Macht hier mal einen fetten Haken und behaltet diesen Punkt für den 
Rest des Textes im Kopf! 

Tatsächlich arbeiten jetzt schon viele Elemente daran, dem "armen Arbeiter" zu 
helfen. So wäre es kein Wunder, wenn wir eines Morgens aufwachen und mer- 
ken, daß die Ketten der Lohnsklaverei vom Boß selbst aufgeschlossen wurden 
und das Weltproletariat nun im Zentrum der solidarischen Gemeinschaft steht, 
dort eigens hingestellt von den Industriekapitänen - kurz vor bzw. gerade zu 
dem Zeitpunkt, als Politiker wieder ihre krummen Wahltricks anwenden wollen. 
Aber laßt uns zu den blanken Tatsachen kommen, zur Ausweisung der Japaner, 
um die es in dieser Diskussion gehen soll. Wichtig ist, daß es prominente Ver- 
treter der Arbeiterbewegung gibt, die gelobt haben, der Satzung zu folgen, die 
besagt: "Keinem Lohnarbeiter soll wegen Rasse, Konfession oder Hautfarbe die 
Mitgliedschaft versagt werden." Und nach dem Gelöbnis stehen sie auf und tre- 
ten für die Ausweisung eines bestimmten Teiles der Arbeiterklasse der Welt aus 
Amerika ein und beenden ihre Rede dann mit: "Arbeiter aller Länder, vereinigt 
euch." 


Japaner und Chinesen zahlen ihre Beiträge pünktlich 


Die Organisierungserfahrungen mit japanischen Arbeitern unterscheiden sich 
kaum von der mit anderen Nationalitäten, außer in ihrem Scharfsinn und der Red- 
lichkeit, mit der sie der Organisation verbunden bleiben, sobald sie ihr beigetre- 
ten sind. Ihren ersten Vortrag aus der Perspektive eines gewerkschaftlichen Ar- 
beiterstandpunkts bekamen sie vor der Japanese Literary Society in Seattle, die 
etwa 600 Mitglieder hat. Diese Gesellschaft besteht natürlich nicht nur aus Ar- 
beitern, sondern hauptsächlich aus japanischer ‚Mittelschicht. Auf dieser Ebene 
spielt sich aber auch der Kampf um die Ausweisungen ab. Einige wenige Mit- 
glieder konnten dort gewonnen werden und nach und nach mehr. Aber wie das 
so ist, aus Geldmangel konnte kein japanischer Aktivist eingestellt und hier ein- 
gesetzt werden, sodaß es nicht möglich war, diese ersten Erfolge fortzusetzen. 
Keiner der Japaner oder Chinesen, die Mitglieder werden, kommen ihren Pflich- 
ten nicht nach, etwa dem Zahlen der Beiträge. Sie lassen sich nichts zuschulden 
kommen, was man wahrhaftig nicht von allen "Weißen" behauptet kann. Die 
Japaner und Chinesen können genauso leicht organisiert werden wie andere Natio- 
nalitäten. Wenn sie mal gelobt haben, an deiner Seite zu stehen, brauchst du keine 
Angst oder Zweifel zu haben, wie sie sich während eines Arbeitskampfes verhal- 
ten werden. Aber einige werden sagen, warum sollen wir sie organisieren, wenn 


39 


wir sie aus dem Land raushalten können? Die Arbeiter können sie nicht 
raushalten, weil die Arbeiterklasse nicht die bestimmende Kraft in der Gesell- 
schaft ist. Der organisierte Teil der Gesellschaft, der die Gegenwart kontrolliert, 
ist die Unternehmerklasse. Ihre Bedürfnisse und Entscheidungen bestimmen, 
wie Ausweisung oder Einwanderung reguliert werden. Bevor ich daraus jetzt 
Schlüsse ziehe, gehe ich mal davon aus, daß die gegenwärtige Hetze Erfolg hat 
und alle Orientalen ausgewiesen werden. Aber nur, um den Arbeitern zu zeigen, 
was sie in dem Fall erwartet. 


Die Ausweisungen liegen im Interesse der Mittelschicht 


Jetzt laßt uns schen, welche Hintergründe die Hetze hat. Die meisten der Orien- 
talen, die seit einiger Zeit in dieses Land kommen, sind kleine Händler. Sie sind 
in der Tat sowas wie die "jüdischen Kaufleute" des Orients. Wenn sie sich in 
die Geschäfte einmischen, ruinieren sie mit ihrer Gerissenheit, verbunden mit 
ihrem scharfsinnigen, kriminellen Geschäftssinn alle Konkurrenten. Die kleinen 
amerikanischen Kakerlaken befürchten dann das Schlimmste. Hier ist nicht der 
Raum, um die vielen Fälle zu zitieren, in denen die kapitalistischen Zeitungen 
wiederholt über die Schließung eines "Japsen"-Restaurants berichteten, weil es 
so verdreckt sei, oder über den "armen Lebensmittel-Inspektor", der die Milch 
verwässert findet, etc., etc. Was dahinter steht, ist die veränderte wirtschaftliche 
Situation des kleinbürgerlichen Amerikaners. Der bestellt diese Repressionsmaß- 
nahmen um seiner eigenen materiellen Interessen willen. Aber die Japaner er- 
kennen das schnell und reagieren angemessen. Sie versuchen sich in jedem Ge- 
schäft der Mittelschicht einzumischen. Unser kleiner amerikanischer Kakerla- 
ken-Kaufmann sieht sein Ende schon kommen, wenn er nicht weitere Verwick- 
lungen produzieren und die Arbeiterklasse in diesen Mittelschichtskampf hinein- 
ziehen kann. Dieser Winkelzug der Bourgeosie gegen die Arbeiterklasse hat 
schon oftmals geklappt, aber es blgibt abzuwarten, ob der feige Trick der ster- 
benden Klasse auch im 20. Jahrhundert noch anzuwenden ist. 

Jetzt kannst du verstehen, warum diese Hetze im "Interesse der Arbeiter" einge- 
setzt wird. Aber bevor wir jetzt einfach hinnehmen, daß die Orientalen ausge- 
wiesen werden können, laßt uns mit der Tatsache umgehen, daß Tausende hier 
sind, und sehen, was wir mit ihnen machen können. 


Nackte Tatsachen, über die sich die Arbeiterklasse Gedanken machen sollte 


l. Sie sind hier. 
2. Tausende von ihnen sind Lohnarbeiter. 
3. Sie haben dieselbe Ware zu verkaufen, wie andere Arbeiter: Arbeitskraft. 
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4. Sie sind genauso wie du darauf aus, soviel wie möglich zu kriegen. Das 
beweist schon die Tatsache, daß sie in dieses Land gekommen sind. War- 
um? Um ihre Bedingungen zu verbessern. 


Wenn wir davon ausgehen, daß dies alles Tatsachen sind - und keiner sollte sie 
in Frage stellen - wo liegt dann das Problem? In der gewerkschaftlichen Orga- 
nisation dieser Leute. Zu behaupten, "du kannst diese Leute nicht organisieren" 
ist falsch. Wir haben bewiesen, daß sie zu organisieren sind. Wären unsere 
Bemühungen erfolglos gewesen, dann wäre das jetzt ein Ansatzpunkt für die 
Ausweisungs-Kampagne. Aber das ist nicht der Fall. Sie können so leicht orga- 
nisiert werden — wenn nicht leichter - wie irgendeine andere Nationalität auf 
der Welt. Wir von der /nternational Workers of the World haben Japaner und 
Chinesen organisiert, die United Mine Workers of America Japaner in den Koh- 
legruben von Wyoming. Das ist der Beweis, daß sie organisiert werden können. 
Der einfache Arbeiter läßt sich erstmal von diesen Tatsachen überzeugen, wenn 
er aber feststellt, daß er in einer Organisation ist, die "Japse", "Chinks", "Dago- 
es" und "Nigger" aufnimmt, ist er empört. Solange bis ihm gezeigt wird, daß er 
sowieso schon zu ihrer Organisation gehört, weil er einer aus der Arbeiterklasse 
ist, zu der alle die oben erwähnten Nationalitäten gehören. Und wenn ihm er- 
klärt wird, der einzige Ausstieg aus der Arbeiterklasse der wäre Teil der Millio- 
närsklasse zu werden. Der Arbeiter, der Angst hat, eine "soziale Stufe” runter- 
zufallen, erkennt im allgemeinen schnell seine Interessen, wenn es um den 
eigenen Job geht. Das zeigte vor einigen Monaten die Geschichte mit der Sai- 
lors' Union, einer Mitgliedsgewerkschaft der American Federation of Labor. 


Die Sailors' Union fordert die I.W.W. auf, die Japaner am Streikbrechen 
zu hindern 


Natürlich weigert sich die Sailors' Union, Japaner oder Chinesen zu organisie- 
ren, womit sie den Anweisungen der AFL nachkommt. Aber an dem Tag, als 
Mitglieder der Sailors' Union einen Streik begannen, kam einer ihrer Vertreter 
dreimal zum 1.W.W.-Gewerkschaftshaus und fragte nach einem Aktivisten. Was 
wollte er? Er sagte: "Wir haben gehört, daß ihr Japse organisiert habt?" "Ja, 
einige von ihnen", erwiderten wir, "aber nicht alle. Sie sind wie die Amerikaner 
— sie brauchen lange, bis sie ihr Arbeiterinteresse erkennen." "Also, was ich 
will, ist dies," meinte der Vertreter aus dem Hafen. "Wir machen einen Streik 
mit den Seeleuten, und wir haben gehört, daß ihr Japaner organisiert habt und 
daß die Schiffseigner Japse anheuern wollen, die unsere Plätze einnehmen sol- 
len. Wir wollen, daß ihr die Japse daran hindert, unsere Jobs zu übernehmen." 
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Unser Aktivist folgte dem Vertreter runter zum Hafen, wo das Dampfschiff 
Umatilla festgemacht hatte. Auf dem Weg vom I.W.W.-Haus zu den Docks 
sagte ich: "Eure Gewerkschaft weigert sich doch, Japaner und Chinesen zu 
organisieren." Natürlich brachte ihn das in eine peinliche (sic) Situation, und er 
rechtfertigte sich so gut er konnte. Wir erreichten die Docks und sahen, daß 
Rauch aus dem großen Schornstein kam. Ich sagte: "Warum? Ich dachte, du 
hättest gesagt, die Umatilla sei noch festgemacht." Er antwortete sofort: "Ja, ist 
sie." Ich erwiderte: "Wie kommt es dann, daß Rauch aus dem Schornstein 
kommt? Sie haben also schon einen streikbrechenden Heizer, oder?" Seine 
Antwort kam wieder sofort: "Oh, nein! Sieh mal, der Techniker hat wohl eine 
Konzession von Uncle Sam und infolgedessen kann er die Arbeit nicht nieder- 
legen." "Aha, ich verstehe," sagte ich, "er gehört zu keiner Gewerkschaft." 
"Doch, er gehört zur Gewerkschaft," meinte der Vertreter, "aber er muß weiter- 
arbeiten oder er verliert die Konzession von der Regierung." 


Japaner sind zuverlässig, während ein AFL-Techniker den Streik bricht 


Dann erklärte er mir, daß sie die Japaner am Streikbrechen hindern wollten und 
damit den Streik gewinnen könnten. Wir versicherten, daß wir alle Japaner und 
Chinesen, die der I.W.W. angehörten, raushalten würden, aber natürlich gäbe es 
noch Hunderte, die nicht dazugehörten. Wir könnten denen nichts vorschreiben, 
würden aber alles*tun, um sie am Streikbrechen zu hindern. Dann sagte ich: 
"Mein Freund, wenn ihr Seeleute diesen Streik gewinnen wollt, müßt ihr eurer- 
seits genausoviel tun, wie ihr das von den Japanern und Chinesen — über die 
Industrial Workers of the World — verlangt." Er erwiderte: "Ja, wir wollen 
gewinnen und wir tun unseren Teil." 

Wie wenig hatte er von dem kapiert, was ich gesagt hatte. Wie wenig von dem 
verstand er, was noch kommen sollte. Wie wenig ahnte er von der Macht der 
Unternehmerverbände. Das konnte man an seinem Gesicht ablesen, als ich 
sagte: "Diesen Streik zu gewinnen ist keine leichte Aufgabe. Wir müssen alle 
Japaner raushalten. Das wird die 1.W.W. tun. Okay, und ihr zieht den streik- 
brechenden Techniker ab und der Streik ist gewonnen. Andernfalls ist er ver- 
loren." Seine Organisation konnte den Techniker nicht abziehen, aber die 
I.W.W. verhinderte, daß auch nur ein Japaner den Streik brach. Das ging so 
weit, daß sogar japanische Arbeitsvermittlungen Aushänge machten, auf denen 
die Japaner gewarnt wurden, die angebotenen Jobs anzunehmen. Hunderte Ar- 
beiter im Hafen erkannten zu ersten Mal den Kern der Lehren der 1.W.W. - das 
gemeinsame Interesse der Arbeiter der Welt. 
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Vergleich der Löhne von japanischen und "weißen" Arbeitern 


Die Japaner haben die Qualität der "Standhaftigkeit", die bei Arbeitern notwen- 
dig ist, um einen guten Gewerkschafter abzugeben. In Port Blakely, wo "weiße" 
Arbeiter wie mexikanische Leibeigene behandelt werden, arbeiten auch viele 
Japaner. Die Japaner forderten eine Lohnerhöhung von 20 Cent am Tag. Eines 
Morgens rollten sie ihre Decken zusammen und machten sich bereit, daß Lager 
zu verlassen, wenn ihre Forderungen nicht erfüllt würden. Die 20 Cent wurden 
dann zugesagt. Das bedeutete für die Japaner einen durchschnittlichen Lohn, der 
sieben Cents über dem der "weißen" Arbeiter lag. 

In der Tidewater-Fabrik, Tacoma, arbeiteten japanische und "weiße" Arbeiter 
für 1,75 Dollar am Tag. Die Japaner traten für zwei Dollar am Tag in den 
Streik und gewannen. Die "Weißen" ließen ihre Köpfe hängen und arbeiteten 
weiter für 1,75 Dollar. Einige Wochen, nachdem die Japaner gewonnen hatten, 
sagten sie: "Wenn wir die amerikanischen Arbeiter für uns gewinnen, können 
wir 2,25 Dollar durchsetzen." Aber die "weißen" Arbeiter waren mit 1,75 Dollar 
zufrieden, während die Japaner zwei Dollar bekamen. In welchem Ausmaß sie 
sich auf dem Arbeitsmarkt zurechtfinden und wissen, wie ein Streik zu ge- 
winnen ist, zeigt der Bericht des Arbeitsministers des Staates Kalifornien. 


Was der kalifornische Arbeitsminister zu sagen hat 


Er sagt, daß die Japaner nicht streiken, daß sie im Gegenteil weiterarbeiten, wie 
auch immer die Bedingungen sein mögen und bis die Müßiggänger nicht mehr 
da sind. Und dann, gerade wenn die Früchte reif sind, wenn die Arbeit getan 
werden muß, legen sie die Arbeit nieder, fordern höhere Löhne und kürzere 
Arbeitszeit, ohne jede Rücksicht auf den Unternehmer. Mit anderen Worten, sie 
verhindern das Streikbrechen schon vor dem Streik. 

Der kalifornische Arbeitsminister hat recht. Es ist gerade diese besondere Gabe, 
die die Japaner zu mit den besten Gewerkschaftern macht, die es je gab. Wäh- 
rend es viele Japaner gibt, die für weniger als die Amerikaner arbeiten, so gibt 
es auch viele Amerikaner, die für weniger als die Japaner arbeiten. 

Ich könnte jetzt außer den oben erwähnten noch viele Beispiele dafür anführen, 
aber das ist wohl nicht notwendig. Die wenigen genügen als Beweis. Die ge- 
machten Aussagen zu den Japanern gelten auch für die chinesischen Arbeiter. 
In vielen Orten an der Küste gibt es Chinesen, die höhere Löhne als die "Wei- 
ßen" bekommen. In den Fischkonservenfabriken gibt es viele chinesische Vor- 
arbeiter und "weiße" Frauen und Mädchen, die unter ihnen arbeiten. Dieses 
ganze Durcheinander kann nur über eine gewerkschaftliche Organisierung und 
Einflußnahme geordnet werden. 
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Mal vorausgesetzt, die Ausweisungen würden durchgeführt 


Angenommen, durch die Bemühungen der Bourgeosie und die Mithilfe der 
American Federation of Labor könne die Arbeiterklasse in einen Kampf der 
Mittelschicht hereingezogen werden, die Orientalen würden erfolgreich an der 
Einreise gehindert und diejenigen zurückgeschickt, die schon hier sind. Das 
vorausgesetzt, müssen wir vorbereitet sein auf die neuen Bedingungen, die uns 
dann erwarten. 

Hier seien die Leser auf die Tatsache hingewiesen, daß der Kapitalismus inter- 
national ist und keine Grenzen oder Rassenunterschiede anerkennt. Dem Kapi- 
talisten geht es nur um eines —- Profite. Er nimmt es auch nicht hin, daß inter- 
nationale Grenzziehungen oder Rassenvorurteile sich bei den Profiten irgendwie 
nachteilig auswirken - sofern es in seiner Macht steht, das zu verhindern. Er 
kauft "Arbeitskraft" —- die einzige Ware, die der Lohnarbeiter zu verkaufen hat 
- da, wo sie am billigsten ist. Er kauft diese Ware genauso wie jede andere 
Ware und zu einem Zweck - um sie in seinen Fabriken einzusetzen und höhere 
Profite zu machen. 

Das Kapital - amerikanisches wie auch japanisches - ist sich dieser ökonomi- 
schen Zusammenhänge bewußt und versucht in Fabriken im Orient zu investie- 
ren. 


Interessante Statistiken des Arbeitsministers 


Ein jüngster Bericht des Sonderbeauftragten W.A. Graham Clark vom Ministe- 
rıum für Handel und Arbeit befaßt sich mehr oder weniger detailliert mit einer 
“ Branche. Er untersucht die industrielle Entwicklung der Baumwollverarbeitung. 
Wir haben zwar keine genauen Berichte über andere Industrien, aber Tatsache 
ist, daß deren Entwicklung mit derjenigen in den Baumwollfabriken Schritt hält. 
Hier sind ein paar Zahlen aus dem Bericht von Mr. Clark vom Ministerium für 
Handel und Arbeit. 

Die Baumwollverarbeitung, sagt er, ist der wichtigste Industriebereich im mo- 
dernen Japan. Einige der klügsten und wagemutigsten Männer des Reiches - 
und amerikanisches Kapital - kontrollieren die Fabriken. Die größten Banken 
haben außerordentliches Interesse an dem Geschäft und dahinter steht noch die 
fürsorgliche Regierung mit ihrer ganzen Macht und treibt den Ausbau der jun- 
gen Industrien voran. 

49 Firmen sind in Japan in der Baumwollspinnerei engagiert, und sie betreiben 
85 Fabriken. Alle stellen Garne her, 14 produzieren außerdem Stoffe. Nach 
Berichten der Japanischen Spinnerei Vereinigung hatten die Fabriken am 30. 
Juni 1907 1.450.949 Spindeln, 1.373.709 Ringspinnmaschinen und 77.240 Mu- 
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len. Es gab 133.052 Zwirnspindeln und 9136 Webstühle. Das Stammkapital 
dieser 49 Firmen betrug 21.966.675 Dollar, das investierte (sic) Kapital 18.67- 
5.479 Dollar, der Reservefond 6.271.323 Dollar, das fixe Kapital (langfristige 
Investitionen) 17.746.271 Dollar und die Feuerversicherungssumme für Gebäude 
und Maschinen 15.992.900 Dollar. Die Verbindlichkeiten der 49 Firmen lagen 
bei insgesamt 6.598.836 Dollar. 

Beschäftigt waren dort 14.369 Männer mit einem Durchschnittslohn von 36,17 
Sen, oder 18,08 Cents am Tag und 61.462 Frauen mit einem Durchschnittslohn 
von 22,42 Sen, oder 11,21 Cents am Tag. Zusammengenommen ergaben die 
Löhne für sechs Monate 948.832 Dollar, oder für ein Jahr etwa zwei Millionen 
Dollar. 

Die Fabriken vermeldeten Produktionsausgaben von 5.370.931 Dollar für 485.- 
577 Ballen Garne und etwa 71.168.497 Yard Stoffe. Für die Produktion wurden 
221.994.790 Pfund Baumwolle verbraucht. 

Der Netto-Profit lag bei insgesamt 3.980.984 Dollar für die ersten sechs Monate 
des Jahres. 1.200.014 Dollar betrugen die Abschreibungen für Gebäude und 
Maschinen und nach Auszahlung der durchschnittlichen halbjährlichen Dividen- 
de von zehn Prozent blieben 940.276 Dollar übrig. 

Aus diesen Zahlen ergibt sich, daß der Nettoprofit im Verhältnis zu den Pro- 
duktionskosten um einiges höher lag als der in Amerika. Der einfache Arbeiter 
mag nun sagen, was scheren wir uns um die Profite, die die Kapitalisten in 
Japan machen. Aber dieser Gesichtspunkt ist im Zusammenhang mit der Frage 
der Ausweisungen wichtig. Es ist der größere Profit, der den amerikanischen 
Kapitalisten dazu bringt, im Orient zu investieren. 

Bei Gesamtkosten von 5.370.931 Dollar realisierten sie einen Gewinn von 
3.980.984 Dollar. Der wurde von Männern geschaffen, die durchschnittlich 
18,08 Cents am Tag verdienten, und Frauen — viermal so vielen wie Männern — 
die für durchschnittlich 11,21 Cents am Tag arbeiteten. Wenn wir die Lohn- 
aufstellung genauer analysieren, stellen wir fest, daß Weber etwa 7 Cents pro 
40 Yard bekamen und am Tag in 12 Stunden ungefähr 50 Yard schafften. 


In Japan werden geringe Löhne gezahlt, aber auch die Lebenshaltungs- 
kosten sind niedrig 


Der Leser sollte berücksichtigen, daß die Löhne in Japan zwar sehr gering - 
scheinen, aber auch die Lebenshaltungskosten sehr niedrig sind. Entscheidend 
ist, daß die-Löhne im 20. Jahrhundert auf der ganzen Welt, egal ob in Amerika, 
Europa oder Japan, gerade mal noch die Existenz der Lohnsklaven sichern. 

In japanischen Fabriken wird täglich lange gearbeitet. Viele sind rund um die 
Uhr in Betrieb. Die 49 Textilfabriken bringen es durchschnittlich auf 28,2 Tage 
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im Monat und 22 Stunden am Tag. Das ergibt im Schnitt für jede Fabrik ins- 
gesamt 620 Stunden im Monat. Auf den Sonntag wird dabei keine Rücksicht 
genommen. Die Spinnereien arbeiten auch an diesem Tag. In den meisten Fa- 
briken gibt es zwei freie Tage, den I. und den 15. des Monats. In vielen Fabri- 
ken starten die Maschinen am 2. des Monats um sechs Uhr und laufen dann 
ununterbrochen bis sechs Uhr morgens am 15. Dann starten sie wieder um 
sechs Uhr am 16. und laufen bis um sechs Uhr am 1. 

Das geht an das maximale Leistungspotential der Maschinen heran. Es gibt 
keine Essenspause. Während die Hilfsarbeiter abwechselnd 30 Minuten Essen- 
spause machen, übernimmt eine "Springer-Schicht" die Plätze derjenigen, die 
gerade essen. Jeder Arbeiter arbeitet von sechs bis sechs mit 30 Minuten Es- 
senspause. Die Nachtschicht beginnt um sechs Uhr abends. 
Es gibt kein Gesetz gegen Kinderarbeit. Einige sehr junge Kinder arbeiten dort. 
Die Spinnereien wollen niemand unter 12 Jahren, weil’die nicht genug schaffen, 
aber um genügend Arbeiter zu finden, müssen die Fabriken oft ganze Familien 
einstellen. 

Die Spinnereien mobilisieren alles, um das Exportgeschäft auszuweiten. Sie 
haben die "Baumwollstoff Export Vereinigung" gegründet, deren Ziel es ist, den 
Außenhandel mit Baumwollgütern unter ihre Kontrolle zu bekommen. Die 
Spinnereien sind übereingekommen, 1000 Ballen pro Monat auszuführen, um 


mit Amerika’ konkurrieren zu können — auch wenn sie dann mit Verlust ver- 
kaufen müssen. 


Also auch vorausgesetzt, die Orientalen werden aus Amerika ausgewiesen, 
produzieren sie weiter auf der anderen Seite des Ozeans Güter. Und diese Güter 
konkurrieren mit anderen auf dem Weltmarkt. 


Ein anderer Vorgang wird helfen, die Situation in der oben genannten Industrie- 
branche begreiflich zu machen. Die Union Iron Works in San Francisco feuer- 
ten im Sommer 1907, zu Zeiten gutgehender Geschäfte, mehrere hundert Män- 
ner und legten damit den Schiffsbau in dieser Stadt mehr oder weniger still. 
Schwab Interests, die Firma, die diese Industrie kontrolliert, ließ verlautbaren, 
daß sie in diesem Land keine Schiffe mehr mit Profit bauen könnten. Gleich 
nach dieser Stillegung hörten wir, daß in Tokio eine große Schiffswerft einge- 
weiht wurde. Wir wissen zwar, daß die japanische Regierung ausländischen 
Investoren die Kontrolle über eine Industrie verbietet, aber wir wissen aus Er- 
fahrung auch, daß die kriminellen Geschäftsmänner die Gesetze in Japan ge- 
nauso umgehen können wie in den Vereinigten Staaten. Also investiert das 
amerikanisches Kapital in diverse Industrien im Orient. 
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Was passiert, wenn die Ausweisungen nicht stattfinden 


Welche Fragen sind für die Arbeiter wichtig? 

l. Die Arbeiterklasse, desorganisiert wie sie ist, kann die Abweisung irgend- 
welcher Ausländer von unseren Küsten gegen die materiellen Interessen 
der Unternehmer- oder Kapitalistenklasse nicht durchsetzen. 

2 Wenn die Japaner aus diesem Land ausgewiesen werden, dann wegen des 
Drucks der Geschäftsleute aus der Mittelschicht. Die Ignoranz der Arbei- 
terklasse dient nur als Schleppnetz, um die Lohnsklaven wieder einmal in 
die Spinnweben der Interessen der Mittelschicht hereinzuziehen. 

3. Vorausgesetzt, die Japaner werden ausgewiesen, steht der amerikanische 
Arbeiter immer noch auf dem Weltmarkt. Dort muß er seine Arbeitskraft 
für einen Preis verkaufen, der es seinem Unternehmer ermöglicht, Güter 
zu produzieren, profitabel zu verkaufen und auf dem Weltmarkt konkur- 

“ rieren zu können. 

Alle Arbeiter sind in der Lage, die Probleme zu erkennen, mit denen sie kon- 

frontiert sind. Vom proletarischen Standpunkt aus dient die Kampagne für die 

Ausweisungen nur dazu, die Tatsachen, mit denen wir uns auseinandersetzen 

müssen, zu verschleiern. Ein anderer Punkt, den der amerikanische Arbeiter 

noch erkennen muß, ist die neue Konkurrenz durch die japanischen Arbeiter. 

Bisher hat der amerikanische Arbeiter die Konkurrenz der europäischen Arbei- 

ter wenig fürchten müssen, wenn es um das "Arbeitstempo an der Maschine" 

ging. Der europäische Unternehmer hat es nicht geschafft, den Lohnsklaven zu 
zwingen, so schnell wie die Maschine zu arbeiten. Sein amerikanischer Unter- 
nehmerkollege dagegen hat das geschafft. Das bedeutet, der amerikanische 

Unternehmer war trotz höherer Löhne fähig, am Weltmarkt zu konkurrieren, 

weil die Produktivität höher lag. Jetzt kommt der japanische Arbeiter - Männer 

und Frauen — die genauso "angetrieben" werden können wie die Amerikaner. 

Das Rennen ist noch nicht entschieden, es steht Kopf an Kopf. Das zeigen die 

genannten Zahlen des Sonderbeauftragten Clark. Der chinesische Arbeiter kann, 

so wie die Europäer, nicht "angetrieben" werden. 

Um zum Schluß zu kommen, die Industrial Workers of the World werden die- 

sem kurzen Bericht über das Thema der Orientalen ein Pamphlet folgen lassen, 

sobald genügend Statistiken und Informationen vorhanden sind, um zusammen- 
fassend nachzuweisen, daß es nur eine richtige Position in dieser Frage gibt: die 
gewerkschaftliche Organisierung der Lohnsklaven der Welt, ohne Rücksicht auf 

Rasse, Glauben oder Hautfarbe. Jener Redner kann dann, sobald er dies alles 

verstanden hat, vor das Publikum treten und wahrhaftig und deutlich - und 

ohne sich auf die Zunge zu beißen - seine Rede mit den Worten beenden: 

"Arbeiter aller Länder, vereinigt euch". 8 
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Frankreich - Klassenkampf in der 
Postmoderne 


Von Maurizio Lazzarato / aus: DeriveApprodi 9/10 Februar 1996 
(leicht veränderte Übersetzung aus: "Die Beute" Nr. 10 - 2/96) 


Was mich an der französischen Streikbewegung frappiert hat, ist die Geschwin- 
digkeit, mit der sie von branchenmäßigen zu allgemeinen Forderungen überge- 
gangen ist. Diese Verallgemeinerung ist jedoch nicht abstrakt, als eine Art Poli- 
tisierung vor sich gegangen, nämlich nicht als Übergang von ökonomischen For- 
derungen zu politischen, wie es eine Tradition der Arbeiterbewegung will, sondern 
sie folgte einer Verallgemeinerung und Globalisierung, die auf die Konstitution 
eines neuen sozialen Zusammenhangs, einer höheren Gesellschaftlichkeit hinaus- 
läuft. Es entstand eine Kollektivität, eine Vielfalt, die »Leben« und »Zeit« dieses 
sich konstituierenden sozialen Zusammenhangs dem »Leben« und der »Zeit« des 
Kapitals entgegensetzte. Man kann in einer ersten Annäherung diese Bewegung 
erklären, indem man die Foucaultsche Definition der »Bio-Macht« umkehrt. Im 
vorliegenden Fall wird, im Gegensatz zu dem, was Foucault beschreibt, die Frage 
nach der »Macht zum Leben« auf radikale Art, demokratisch von unten gestellt, 
und sie ist nicht einfach Ausdruck statuarischer Formierung und Überwachung. Die 
verschiedenen Forderungen der Streikenden (Lohn, Rente, soziale Sicherheit, Bil- 
dung- und Fortbildung) können in dieser Hinsicht als ebenso viele Artikulationen 
der Probleme des Lebens, des Todes, der Gesundheit, des Leidens, des Wissens 
und der Subjektivität unter der gegenwärtigen kapitalistischen Konjunktur gedeutet 
werden. Die Weigerung, das eigene »Leben« den Postulaten der neoliberalen 
Leistungsethik zu unterwerfen, ist erstaunlich offen eher in den Parolen der 
Streikenden als in den Proklamationen der Gewerkschaften zum Ausdruck 
gekommen. Die Rentenfrage ist gleichzeitig mit der der »Zukunft der Jugend« 
aufgeworfen worden, denn »für sie gibt es weder Arbeit noch Rente«. Das 
Problem der »Arbeitslosigkeit« war mit einem Mal identisch mit der Frage des 
Sozialstaats und dem Problem der jüngeren Generation. Die Studenten sind 
gezwungen, das akademische Wissen in Beziehung zum Arbeitsmarkt, zu den 
Machtverhältnissen und zur Gesellschaft insgesamt zu setzen. 

Der Widerstand gegen den Plan von Juppe zielt nicht nur darauf, die Erhöhung 
der Sozialbeiträge zu stoppen, er treibt zugleich eine Öffnung voran, die alter- 
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nativen Formen des Umgangs mit dem Körper, mit der Krankheit, dem Leiden 
(dazu hätten die Krankenschwestern sicherlich viel zu sagen) und der Subjekti- 
vität allgemein Raum gibt. Der ökonomische Kampf tendiert dazu, eine globale 
Dimension anzunehmen, und zielt aufs Ganze, nicht mehr nur auf das politische 
Machtverhältnis, sondern auf die generellen Lebensbedingungen derer, die man 
bisher, in Ermangelung eines besseren Begriffs, als Proletariat bezeichnet hat. 


Die Verbindung der ökonomischen und sozialen Probleme mit denen der Kon- 
stitution von Subjektivität scheint diese Streiks auszuzeichnen. Daran läßt sich 
die Entfernung ermessen, die sie von den klassischen Arbeiterkämpfen trennt, 
wo der Übergang zum Politischen den Eingriff der Organisation verlangte, die 
als Feind den Staat hatte, der das allgemeine Interesse vertrat, und nicht wie 
heute die Organisation der Bio-Macht. In dieser Hinsicht sind besonders die Er- 
fahrungen und die Themen der Frauenbewegung in die heutigen Bewegungen ein- 
gegangen, denn hier geht es nicht nur um die Relation von Arbeitslohn und Ar- 
beitszeit (wie in den traditionellen Arbeiterkämpfen), sondern zugleich um das 
Verhältnis von Lohnarbeit und »Lebens«-Zeit (in marxistischer Terminologie: 
um die Reproduktion). Die Frauenbewegung ist die erste gewesen, die die Lo- 
gik der Bio-Macht umgekehrt hat; hier erschließt sich die Bedeutung der Kämp- 
fe der Krankenschwestern und der Mobilisierung der Frauen im Postfordismus. 
In der Solidarität, die diese Bewegungen hervorbringen, findet diese globalisie- 
rende Perspektive ihre eigene materielle Kraft. Auch wer nicht unmittelbar in 
die Organisierung des Streiks einbezogen war, fühlte sich solidarisch, denn auf 
dem Spiel standen die Formen des »Lebens«, und die gehen alle persönlich an. 
Dieser globale Gesichtspunkt muß nunmehr zur Voraussetzung aller Projekte 
und Forderungen gemacht werden. Die lebhaft geführte Debatte über die Ver- 
kürzung der Arbeitszeit und das garantierte Einkommen gewinnt eine neue Di- 
mension, weil und soweit die Arbeitszeit als Lebenszeit wahrgenommen wird. 
Ein Gesichtspunkt, der den klassischen Arbeiterfiguren abgeht. Was uns stets in 
Verlegenheit gebracht hat, war nicht die Forderung nach kürzerer Arbeitszeit als 
solche, sondern ihre Verwirklichung nach dem Arbeitszeitmodell der Arbeiter- 
klasse; eine Organisation der Zeit und der Produktion, die der Entwicklungsten- 
denz des Kapitalismus und auch der Subjektivität nicht mehr gerecht werden. 
"Im Gegensatz zu dem, was die bessere Gesellschaft der Intellektuellen, Politiker 
und Medienleute denkt, verschwindet der Konflikt im postmodernen Kapitalis- 
mus nicht, sondern nimmt eine Intensität an, die die gesamte Gesellschaft un- 
mittelbar erfaßt und den vollen Reichtum des gesellschaftlichen Lebens der 
sachlichen Leere der Geldform (trotz deren unumschränkter Herrschaft) gegen- 
überstellt. 
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2. Diese Kämpfe sind auch in einem weiteren Sinne bio-politisch: Sie unter- 
laufen die Psychiatrisierung des Sozialen, die psychische Internalisierung der 
Krise als Leiden, Angst, Schuldgefühl. - Nietzsche entwirft seine Genealogie 
der Moral gegen die Ethik, die auf Tausch (und auf Verzicht) gegründet ist, auf 
der Schuldverpflichtung. Im Deutschen werden moralische Verfehlung und Geld- 
schulden mit demselben Wort bezeichnet: Schuld. Für Nietzsche haben das 
schlechte Gewissen und das Ressentiment denselben Ursprung. — Heute erinnern 
uns Politiker und Medien daran: Wir sind, individuell und kollektiv, gegenüber 
dem Weltbanksystem für die nächsten sieben Generationen verschuldet. Wenn 
wir die Schulden nicht begleichen, zahlen wir mit Schuldgefühl, mit schlechtem 
Gewissen. Heutzutage wird die Schuld nicht mehr auf dem Körper gebrand- 
markt, sondern zeichnet unsere Subjektivität (und belastet unser Bankkonto 
ebenso wie das der Nationen). Ein 35-jähriger Eisenbahner berichtet während 
des Streiks, daß er, seit er sich erinnern kann, von nichts anderem zu hören 
bekam als von der Krise und den Opfern, die zu ihrer Bewältigung nötig wären. 
Aber es gehört zur Krise und zu Schulden, daß sie wachsen, und das Heilmittel 
des Wirtschaftswachstums ist bloß eine Illusion. - Es reicht! Die Kämpfe haben 
die Wiedereinführung der Erbsünde (eine, die ohne Glauben und Überzeugung 
auskommt) durch den postmodernen Kapitalismus zurückgedrängt. Diese Bewe- 
gung ist von dem Bewußtsein getragen, daß die Krise kein vorübergehender 
Zustand ist und daß die Verschuldung und die Krise eine Methode sind, die 
Ökonomie zu lenken und die Subjektivität zu psychiatrisieren. Die Kämpfe sind 
weit davon entfernt, »tiefste Verzweiflung« auszudrücken, wie die weltlichen 
Priester und Organisatoren der verordneten dumpfen Leidenschaften - die Jour- 
nalisten, Intellektuellen und Politiker - meinen. Was in ihnen zum Ausdruck 
kommt, ist Begehren und Spaß. 

Der Sozialstaat sollte alle Streikenden dafür belohnen, daß sie dazu beitragen, 


Psychopharmaka, Psychotherapeuten, Sozialarbeiter, kurz alles, was das »Lei- 
den« verwaltet, einzusparen. 


Diese Kampftage haben der Krise der Subjektivität unter den herrschenden 
Bedingungen von Lohnarbeit etwas anderes als ihre staatliche Reintegration 
über den Appell an die Nationalgemeinschaft entgegengesetzt: Sie haben den 
Raum geöffnet für eine Vielzahl von Möglichkeiten der Subjektbildung. In 
ihnen ist mehr zum Ausdruck gekommen als die Heterogenität und Vielfalt der 
Subjektivitäten: nämlich ein Experiment der Massen, ihre postfordistische Un- 
terwerfung und Verknechtung (als Arbeitslose und Langzeitarbeitslose, Beschäf- 
tigte im öffentlichen Dienst und im privaten Sektor, in prekären Arbeitsver- 
hältnissen, als Verbraucher, Studenten, Medienarbeiter, Hausfrauen usw.) ab- 
zuschütteln. Es sind die ersten Anzeichen autonomer und unabhängiger Sub- 
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jektbildung. Die Einengung der neuen Formen von Subjektivierung und Indivi- 
dualisierung auf die unendliche Modulation der »Subjekte« der neuen Ökono- 
mie wurde als autoritär und feindlich erfahren. Eine letzte Beobachtung betrifft 
den Rassismus, der die Umstrukturierungen in der Krise als neubelebte Form 
des Ressentiments begleitet hat. Die dreiwöchigen Kämpfe haben die Prämissen 
des Streits um die Immigration verschoben — was die Organisation SOS Racis- 
me mit ihrer Ideologie der Menschenrechte, trotz der Unterstützung durch Mit- 
terand und die Medien, nicht zustande gebracht hat. 


3. Es ist ziemlich niederträchtig, wenn man die Sicherheit und die Privilegien 
der Staatsbediensteten dem prekären Status der Beschäftigten im Privatsektor 
und der Arbeitslosen gegenüberstellt. Die »Dienstleistungen« nämlich sind kein 
Sektor, der noch nicht in die Weltwirtschaft eingetreten wäre, wie die Intellek- 
tuellen der Macht (etwa Touraine) behaupten, sondern der moderne Typus des 
Produktions- und Ausbeutungsverhältnisses, dem sich auch das, was man als 
Industrie bezeichnet, anpassen muß. Die »öffentlichen Dienste« sind strategische 
Orte in der neuen Organisation der postfordistischen Produktion. Das Trans- 
portwesen gewährleistet die Flexibilität und Mobilität der Waren und der Ar- 
beitskraft. Das Fernmeldewesen ist bereits das Epizentrum der Informations- 
ökonomie und spielt, weil es die Informatik und die kulturelle Produktion um- 
faßt, eine ähnliche Rolle wie das Auto in diesem Jahrhundert. Die Bildung pro- 
duziert den Rohstoff der Wirtschaft des XXI. Jahrhunderts: das Wissen. Die 
Sozialleistungen regulieren die »Gesundheit« des Gesellschaftskörpers, von der 
die Produktivität des Systems abhängt. Die Dienstleistungen, auf die dieser neue 
Kampf zielt, sind das Herz der neuen kapitalistischen Produktion, nicht ein 
veralteter, antiökonomischer Sektor. Ihre Blockade durch den Streik ist deshalb 
so wirksam, weil diese Dienste, weit davon entfernt, eine Organisation der 
Arbeit mit geringer Produktivität zu sein, die Entwicklungstendenz des Kapital- 
verhältnisses darstellen. 

Im Gegensatz zur Meinung der »Republicains« und derjenigen Linken, die an 
der jakobinischen Identifikation von Staat und Gesellschaft festhalten, wird der 
Staat aufhören, dem garantierten Proletariat ein fordistisches Lohnverhältnis zu 
garantieren. Er ist auch keine Institution, die sich der Marktlogik entgegenstellt, 
sondern der Hauptakteur im Umstrukturierungsprozeß. 

Der Staat ist es, der die vielfältigen Verknüpfungen zwischen Produktion und 
garantiertem Einkommen, zwischen Produktion und Bildungssystem, zwischen 
dem Sozialen und dem Ökonomischen verändert und neu formt. Der Staat ist 
es, dessen Apparate die Subjekte hervorbringen. Die Deregulierung erfordert, 
wie man überall in der Weltwirtschaft sieht, eine neue Regulierung, die vom 
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Staat garantiert wird. Der Gegensatz vom Staat und Markt gehört zu den zahl- 
reichen Illusionen der Linken und der Arbeiterbewegung. Der Kampf der Staats- 
bediensteten ist heute deshalb so wirksam, weil er die Kritik der neuen Unter- 
werfungs- und Regulierungspraxis des Staates ist. 

Die alte Marxsche These vom Absterben des Staates tritt wieder auf die Tages- 
ordnung, und paradoxerweise tut sie es heute als ökonomische Notwendigkeit. 
Der Staat ist zu einem kontraproduktiven Unternehmen geworden. Die Repro- 
duktion der Staatsfunktionen ist für die Gesellschaft zu kostspielig geworden. 
Die Besteuerung der Kapitaleinkünfte und der Spekulationsgewinne berührt aber 
in keiner Weise die Kontrollmechanismen und die Organisation des Wohlfahrts- 
staats. Es mag nötig sein, die Staatsverschuldung zu reduzieren. Wollte man 
damit aber ernst machen, so müßte man der Verwaltung ihre staatliche Form 
nehmen und sie als demokratischen Prozeß von unten neu bestimmen. Es sind 
nicht die Sozialausgaben, die zuviel kosten, sondern ihre Zentralisierung und 
Hierarchisierung zum Zweck der Kontrolle und Unterwerfung. Das Absterben 
des Staates wird zu einer berechtigten Möglichkeit. Die Kämpfe dieser Wochen 
ermöglichen uns, die Alternative zwischen staatlich und privat zurückzuweisen. 
Sie verlangen, den Begriff des Öffentlichen neu zu definieren, und erlauben, 
eine Alternative zwischen Verstaatlichung und Privatisierung, zwischen Markt- 
wirtschaft und Staatskapitalismus zu denken. 

Aneignung der Verwaltung - den öffentlichen Dienst der Aufsicht des Staates 
sowie der privaten Aneignung entziehen und ihn auf demokratische Weise von 
unten neu aufbauen. 


4. Die Streiks von 1995 sind gewiß der erste große Riß und die bisher stärkste 
Opposition gegen den Aufbau des postfordistischen Produktions- und Vergesell- 
schaftungsmodells in Europa. Um sie korrekt zu entschlüsseln, schlage ich vor, 
sie zugleich als die Weiterentwicklung und als einen Qualitätssprung im Kampf- 
zyklus gegen den postmodernen Kapitalismus zu deuten, der von den Studen- 
ten- und den Eisenbahnerbewegungen 1986 eröffnet wurde. Denn die Kämpfe 
des Pflegepersonals, die Streiks der Peugeot-Arbeiter von 1989, die Blockade- 
aktionen der Kraftfahrer, die Mobilisierungen der Schulabgänger gegen den 
CIP' im März 1994, die Kämpfe um die Wohnversorgung, die Kämpfe der 
freien Mitarbeiter im Medienbereich, die Mobilisierungen wegen der Rentenkas- 
se (Mobilisierungen zur Verteidigung des Rechts auf Abtreibung) und die Auf- 


(1) Vertrag zur beruflichen Wiedereingliederung. Der CIP hätte den Betrieben erlaubt, junge Leute mit 
einem Anfangslohn einzustellen, der nur 80% des SMIC (gesetzlich festgelegter nationaler Min- 
destlohn) hätte betragen müssen. Zu den Kämpfen gegen den CIP vgl. Wildcat-Zirkular 3 
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stände der Banlieues verweisen auf eine Vergesellschaftung, eine Neuzusam- 
mensetzung des Widerstands und eine Radikalisierung, die zu neuen Kampf- 
und Organisationsformen führt. Die Mobilisierung gegen den CIP hat alle Illu- 
sionen über den privilegierten Status der Studenten und über die reibungslose 
Integration der Bildung in die Gesellschaft des Wissens und der Information 
zerstört. Die Kämpfe der Krankenschwestern haben das Problem der Aneignung 
des Körpers und der Kontrolle der eigenen Krankheit gegen die medizinische 
und staatliche Macht gesetzt und zugleich das Problem der sexistischen Arbeits- 
teilung aufgedeckt. Die Verkehrsblockaden der Eisenbahner und der Kraftfahrer 
haben die Schwächen eines Systems offenbart, das rund um die beschleunigte 
Rotation von Kapital, Waren und Information organisiert ist. Die Kämpfe der 
freien Mitarbeiter der Medien haben das Problem der Integration der Kultur in 
die Informationsökonomie und zugleich das Problem des Einkommens ohne 
festen Arbeitsplatz auf die Tagesordnung gesetzt. 


Jeder dieser Kämpfe in den Jahren seit 1986 ist ein demokratisches Experimen- 
tierfeld gewesen, auf dem nicht-hierarchische Organisierungen und Mobilisie- 
tungen erprobt wurden und wo jedesmal mehr oder weniger starke Zusammen- 
stöße mit der Logik der Apparate stattfanden. Im Gegensatz zu dem, was uns 
Politiker und Medien glauben machen wollen, die angesichts der Kämpfe ver- 
zweifelt nach einer vermittelnden Kraft suchen, sind die Koordinationsaus- 
schüsse deshalb verschwunden, weil sie trimphiert haben. Um nicht noch mehr 
Macht zu verlieren, mußten sich die Gewerkschaften den horizontalen und 
demokratischen Organisationsformen beugen. Sie haben sich teilweise der Or- 
ganisation der Streikenden angepaßt und sind Objekt einer Instrumentalisierung 
von unten geworden. Es handelt sich also nicht um eine Neulegitimierung der 
Gewerkschaften, sondern um die Bildung neuer radikal demokratischer, antiau- 
toritärer und antistaatlicher Organisationsansätze. 


5. Das neue soziale Subjekt, das da in sehr kurzer Zeit hervorgetreten ist, ist in 
Wirklichkeit das Produkt eines langen Restrukturierungsprozesses und der Wi- 
derstands- und Selbstorganisationsformen der letzten zwanzig Jahre. 

Diese Bewegung zeigt nämlich, daß die Transformation der fordistischen Fa- 
brik, der Arbeiterklasse und der Arbeit den »gesellschaftlichen Arbeitstag« nicht 
verkürzt, sondern im Gegenteil verlängert hat, indem sie alle Arten von Tätig- 
keit der Logik des Kapitals unterordnete. Die nostalgischen Appelle an eine 
Arbeiterklasse, die für die Produktion und die Politik nicht mehr die Schlüssel- 
rolle wie früher spielt, dient daher allein dazu, die reale Wirkung der gegen- 
wärtigen Bewegung zu verschleiern. 
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In den aktuellen Kämpfen artikuliert sich ein neues produktives Subjekt. Es als 
»Arbeiterklasse« zu bezeichnen, würde nur Verwirrung und Mißverständnisse 
ohne Ende stiften und in keiner Weise den Prozessen von Subjektkonstitution, 
die im Gange sind, gerecht werden. Die Organisation der Verwertung und der 
Ausbeutung bleibt das Kardinalproblem der kapitalistischen Gesellschaft, sie 
findet aber unter veränderten Formen und Bedingungen statt. Die Ausbeutung 
schließt die Sektoren der Dienstleistung, des Wissens, der Kommunikation ein 
und betrifft die Organisation des Lebens insgesamt. Wenn sich die Arbeit au- 
ßerhalb der Fabrik verändert hat, so hat sie sich auch für »historische« Sektoren 
der alten Arbeiterklasse verändert (zum Beispiel die Lohnabhängigen der Pari- 
ser Verkehrsbetriebe RATP und die Eisenbahner) und die Subjektivität, die sie 
ausdrücken. War es bis zum Fordismus die Fabrik, die sich die Gesamtheit der 
sozialen Verhältnisse und ihre Produktivität unterwarf, so ist die kapitalistische 
Verwertungsmaschine heutzutage abstrakter. Die (radikal veränderte) Fabrik 
dient ihr nur noch als Knoten, als Agentur ihrer »Produktions«formen. Die 
Bedeutung, die Sektoren wie das Verkehrswesen, die öffentlichen Dienstleistun- 
gen oder die Schule in den Streiks erhalten haben, hat ihre Ursache nicht nur 
darin, daß die Lohnabhängigen des produktiven beziehungsweise »privaten« 
Sektors der Erpressung durch die Arbeitslosigkeit ausgesetzt sind, sondern in 
der Tatsache, daß die bestreikten Bereiche 

—- wesentlich sind für die Verwertung des postfordistischen Kapitals, 
strategische Segmente für die Organisierung des postmodernen Kapita- 
lismus darstellen, 

die Reproduktion der Gesellschaft unmittelbar betreffen und daher Orte 
des Widerstands gegen die Bio-Politik des Staates sind. 


6. Die neuen Raum- und Zeitdimensionen der Kämpfe. Dei Streik nimmt un- 
mittelbar die Stadt und die Territorium als Organisationsraum. Der Arbeitsplatz 
wird von Besetzern und Streikposten blockiert, und er funktioniert als »Relais« 
für die Ausbreitung des Kampfes in der Stadt und dem Umland. Die Mobilisie- 
rung ist nicht mehr ausschließlich an den Arbeitsplatz gebunden, wie es in der 
dominanten Tradition der Arbeiterkämpfe der Fall war. Im allgemeinen gewan- 
nen diese erst soziale Tragweite über Stufen der Politisierung, deren Flucht- 
punkt der Generalstreik war. In gewisser Weise machen sich die gegenwärtigen 
Bewegungen die Erfahrungen und das Wissen der Arbeiter im Umgang mit dem 
ihnen von der Kapitalverwertung vorgesetzten Organisationsraum zunutze, aber 
in einer sozialen und territorialen Dimension. Während die Arbeiterkämpfe eine 
Abteilung oder ein Fließband blockierten, um den Streik in der Fabrik zu in- 
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itiieren, so haben die Blockaden der Verkehrsmittel heutzutage einen Kaskaden- 
effekt, der sich in der Stadt und darüber hinaus auswirkt. Die wirksamsten 
Kampfformen (vor allem in der Provinz) waren, wenn der Streik an den strate- 
gischen Verkehrsknotenpunkten organisiert war, die Blockaden der Autobahnen 
und die Massenversammlungen in den städtischen Zentren. Es gibt Kontinuität 
zur Geschichte der Arbeiterklasse, aber es gibt auch Brüche. Der gegenwärtige 
Kampf hat die Mobilisierungsformen der Studenten gegen den EIP wieder 
aufgenommen. Die Demonstration in der Stadt wird zum zentralen Moment der 
Vergesellschaftung und zur Triebkraft der Neuzusammensetzung. Die Kämpfe 
gegen den CIP haben die stark territoriale Mobilisierung (in den Groß- und 
zugleich in den Provinzstädten) der heutigen Streiks vorweggenommen. Die 


jakobinische Zentralisierung des Staates, die die Klassenbewegungen zwingt, 


ihn spiegelbildlich dazu zu durchqueren, ist von diesen Streiks stark erschüttert 
worden. Sie sind nicht ohne "historisches Gedächtnis, auch was die Zeiten und 
Mobilisierungen betrifft, die die Entstehung und Konstitution des Proletariats 
gekennzeichnet haben. Walter Benjamin .erinnert an die Aufständischen der 
Revolution von 1830, die auf die Uhren der Hauptstadt schossen, um die Zeit 
anzuhalten. 

Das heitere und sinnliche Gefühl der »stillgestellten Zeit« und der Erwartung 
einer anderen Zeitlichkeit schwebte während des gesamten Streiks über Paris. 
Der Bruch mit der uniformen Zeit des Kapitals und ihre Aufsprengung haben das 
neue Koordinatensystem geliefert für die Vervielfältigung von Subjektivitäten. 


7. Die Verallgemeinerung der Kämpfe und die Ne die ten- 
denziell einen solchen kollektiven Zusammenhang konstituieren, haben augen- 
scheinlich gemacht, daß die traditionellen politischen Organisationen (sowohl 
der Linken als auch der Rechten) außerhalb der Dynamiken der Kämpfe stehen. 
Das Organisationsproblem besteht zwar weiter, aber es ist den Konstitutions- 
prozessen des Gesellschaftskörpers komplett untergeordnet. In diesen Kämpfen, 
die die Erfahrungen der sozialen Bewegungen von 1968 in sich aufgenommen 
haben, ist der Zusammenstoß mit dem Staat nicht etwas, was erreicht werden 
müßte, sondern unmittelbar gegeben. Denn der Staat ist zugleich Unternehmer 
und Organisator der Macht über das Leben. Die Verallgemeinerung der Bewe- 
gung stellt sich also anders und betritt von Beginn an die eigene Konstitution. 
Dennoch sind viele Fragen offen: Wie kann man kollektive Instrumente von Or- 
ganisation und Auseinandersetzung schaffen, die die Heterogenität und Vielfalt 
der Akteure, der Subjekte und der Wünsche zusammenfassen, ohne sie in einer 
Vermittlung zu nivellieren, die nichts als eine Abstraktion wäre? Wie gelangt 
man zu Organisations- und Ausdrucksformen die die Spaltungen und die Hier- 
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archisierung aufheben, mit denen der Kapitalismus und der Staat fortwährend 
der Bildung eines solchen kollektiven Zusammenhangs entgegenwirken? Diese 
Bewegungen stellen sich das Problem der Macht und der Politik in radikal 
anderer Weise als die Tradition der Arbeiterbewegung (zumindest in der lenini- 
stischen Tradition und allen ihren Varianten, die wie andere Archaismen des 
19. Jahrhunderts bis heute überlebt haben). Man kann endlich die Marxsche 
Auffassung der Politik »neuentdecken«, nach der das Ziel der Organisation 
nicht darin besteht, Staat zu werden, um die Staatsmacht zu erobern, sondern 
darin, eine andere gesellschaftliche Konstitution zu verwirklichen. 

Die Ursache für den Bruch zwischen Staat, politischen Organisationsformen und 
Gesellschaft ist nicht ein Kommunikations- und Repräsentationsdefizit, sondern 
die Existenz von zwei unterschiedlichen Konstitutionsprinzipien, die zwei radi- 
kal entgegengesetzte Legitimations- und Existenzweisen haben. Das eine, reich 
an produktivem Wissen und an Formen der Subjektivität, Materie des neuen, im 
Widerstand und in der Selbstbehauptung konstituierten neuen Körpers, stellt 
sich dem leeren Prinzip des Geldes und seiner Formen von Unterwerfung ent- 
gegen. Zwischen diesen beiden Prinzipien ist keine Vermittlung mehr möglich, 
keinesfalls läßt sich ihr Gegensatz noch durch die »Arbeit« überbrücken, die in 


der Nachkriegszeit den »Pakt« zwischen Gewerkschaften, Unternehmern und 
Staat sicherstellte. 


Ihr werdet sagen, daß ich phantasiere und Dinge erfinde, die es nicht gibt. Aber 
ich behaupte, wir sind für die Zeittendenzen noch immer blind. Je mehr wir uns 
der Jahrhundertwende nähern, um so dringlicher wird eine radikale und. unver- 
söhnliche Kritik am Kapitalismus, an seinen Unternehmern und seinem Staat. 
Der Fall der Mauer hat die neuen Formen des Klassenkampfs nur beschleunigt, 
indem er uns von den grotesken, lächerlichen und repressiven Bildern. des 
»Sowjetkommunismus« befreit hat. Dieses Gespenst ist länge genug in Europa 
umgegangen. Heute müssen wir uns die Hypothese von der Aktualität eines 
vollen und mächtigen Zusammenhangs zu eigen machen, einer gesellschaftli- 
chen Konstitution, die in der Lage ist, 1% : 
die Vorgeschichte der Menschheit zu beenden. 
Das bedeutet das- Ende der Täuschung, 
daß sich die Humanität diesseits der 
anachronistischen Trennung des Menschen 
vom Arbeiter und Staatsbürger 
verwirklichen lasse. 
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